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Im Jahr 2002 schaffte es die 
PDS nicht, als Fraktion in den 
Deutschen Bundestag einzuzie-
hen. Nur Gesine Lötzsch und 
Petra Pau gelang als direkt ge-
wählten Einzelabgeordneten der 
Sprung ins höchste deutsche 
Parlament. Wann immer sie dort 
ans Rednerpult gingen, wurden 
sie als fraktionslose Abgeordne-

te angekündigt, und sie began-
nen ihre Ausführungen stets mit 
dem Satz: »Ich bin Abgeordnete 
der PDS.« Es war ihnen wichtig, 
ihre politische Heimat deutlich 
zu benennen. 

Am 17. Juli 2005 hat sich die 
PDS in Die Linkspartei.PDS umbe-
nannt. Das war ein erster wichti-
ger Schritt zu einer Vereinigung 

der Linken, zu einem Stück euro-
päischer Normalität in Deutsch-
land, zu einer lebendigen und 
parlamentarisch verankerten 
politischen Kraft links von der 
Sozialdemokratie. Die Linkspar-
tei und die WASG treten bei der 
Bundestagswahl nicht gegen-
einander an. Die einzig realis-
tische und dem Wahlrecht ent-
sprechende Möglichkeit, den 
Aufbruch zu einer neuen Linken 
schon am 18. September wähl-
bar zu machen, war die Öffnung 
der Listen der Linkspartei. – für 
Persönlichkeiten des öffentli-
chen Lebens ebenso wie für Ver-
treter der WASG. Das bekannte 
Prinzip der offenen Listen, mit 
denen die PDS schon bei ver-
gangenen Wahlen erfolgreich 
über den Tellerrand der eigenen 
Partei hinausgeblickt hat. 

Warum der Deutsche Bundes-
tag die Linkspartei in Fraktions-
stärke braucht und warum es in 
den vergangenen drei Jahren im-
mer 2:4 stand, erzählen Gesine 
Lötzsch und Petra Pau auf den 
Seiten 6 und 7.

Zuhören, zuhören,
linke Frauen wählen 
Marion Heinrich über 
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Es stand immer 2 zu 4

Demokratie braucht Alternativen, 
der Bundestag eine starke Linke

Konstantin
Wecker:
»Erst wenn in diesem Land 
Hunderttausende für den 
Sozialstaat demonstrieren, 
kommt auch wieder Bewe-
gung in den Bundestag. Ich 
möchte, dass sich dann die 
neue Linkspartei zuallererst 
als eine starke Stimme der 
Schwachen, der Oppositi-
on, der sozialen Bewegun-
gen, des Antikriegsprotests 
versteht ...« Das vollständige 
Interview: auf Seite 11

So viel Hoffnung auf Verände-
rung war lange nicht mehr in 
deutschen Landen. Hunderte 
Gewerkschafterinnen und Ge-
werkschafter haben schon in 
den ersten zwei Wochen einen 
Aufruf zur Wahl der Linkspartei 
unterzeichnet. Künstlerinnen 
und Künstler wie Ursula Karus-
seit, Günter Wallraff, Peter So-
dann und Konstantin Wecker 
unterstützen die neue Linke 
ebenso wie zahlreiche Ärztinnen 
und Ärzte. Linkspartei und WASG 
verzeichnen einen regelrechten 
Ansturm von Tausenden Men-
schen, die mitarbeiten wollen. 
»Die neue Linke macht vielen 
wieder Mut, sich einzumischen«, 
sagt Linkspartei-Chef Lothar 
Bisky. Denn es geht eben nicht 
um eine neue Frisur im Kanzler-
amt zur gleichen schlechten Po-
litik, sondern um einen Politik-
wechsel. Dafür kämpft die Linke 
– gemeinsam mit vielen. 

www.wir-waehlen-links.de

»Spießgesellen« seien sie, giftet 
der Kanzler. »Alt-Frustrierte« as-
sistiert ihm Stoiber. Bis 
zum »Hasspredi-
ger« versteigt 
sich die 
SPD. Oskar 
Lafontaine 
und Gregor 
Gysi ziehen 
als Spitzen-
kandidaten 
die ganze 
Wut der 
Parteien 
auf 

sich, deren neoliberale Kreise die 
Linkspartei stört. Außenminister

Fischer schreckt nicht ein-
mal davor zurück, Oskar 

Lafontaine, der selbst Op-
fer eines Attentats war, 

mit Pim Fortuyn, dem 
ermordeten Rechtspo-

pulisten, gleichzuset-
zen. Die Linkspartei 
und ihre Protagonis-
ten sind für die etab-

lierten Parteien ein 
rotes Tuch, weil mit

dem Aufbruch zu 
einer neuen Linken

nun Alternativen
zur Politik des
Sozialabbaus 

in die Debatte
kommen. 

Billiglöhne, Rentenkürzungen 
und Hartz IV als gesellschaftli-
chen Fortschritt zu verkaufen – 
das geht eben nicht mehr so ein-
fach, wenn jemand vorrechnet,
dass in den 
meisten 

anderen Ländern, die weniger 
Arbeitslose haben, die Löhne ge-
stiegen und nicht gesunken sind. 
Und »plötzlich kleben die ande-
ren Parteien wieder Plakate, auf 
denen etwas von sozial gerech-
ter Politik steht«, beobachtet 
Gregor Gysi. Je stärker eine linke 
Fraktion im Bundestag ist, desto 
ernsthafter müssen die anderen 
über eine Kursänderung nach-
denken. Lafontaine und Gysi 
wollen mit der neuen Linken die 
Menschen zum Mitdenken und 
-tun einladen, damit Deutsch-
land sozialer, gerechter, friedli-
cher, demokratischer wird. Das
gefällt vor allem jenen nicht, die 

von SPD/CDU/CSU/FDP/
GRÜNEN in den letzten 

Jahren Milliarden ge-
schenkt bekamen. 

Doch, so Oskar 
Lafontaine: »So-
lide Sozialpolitik 
ist nur möglich, 

wenn man die 
Wohlhabenden 
und Besserver-
dienenden zur 

Kasse bittet.« Im 
Interview auf Sei-
te 3 sagen Gregor 

Gysi und Oskar La-
fontaine, warum De-

mokratie Alternativen 
braucht und der Bun-

destag eine starke Linke.

Das Preisrätsel

Reisen in die Schweiz, 

nach Dresden und 

Thüringen zu 

gewinnen Seite 12

Wir wählen 
links für einen 
Politikwechsel
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Von Marion Heinrich. Montag-
morgen in Berlin-Kreuzberg. Die 
Sonne blinzelt ins Café Hannibal, 
als Katja Kipping sich einen grü-
nen Tee mit viel Milch bestellt. 
Die Nacht war kurz nach der 
»Christiansen-Talkshow«. Sie 
hat sich tapfer geschlagen un-
ter den Bundespolit-Machos na-
he dem »Verfallsdatum«. In ihrer 
politischen Laufbahn lernte die 
27-Jährige, mit Diffamierungen 
und Beleidigungen umzugehen. 
In Sachsen, ihrem Wahlkreis und 
im Dresdner Landtag ist man(n) 
da schon weiter. Sie ist bekannt 
als Verkehrsexpertin im Wirt-
schaftsausschuss und hat sich 
ein politisches Standing erar-
beitet. Eigentlich wollte sie jetzt 
neben ihrem politischen Mandat 
eine Promotion beginnen. Doch 
die wird für eine Bundestags-
kandidatur verschoben. Ihre Au-
gen blitzen angriffslustig, wenn 
Katja Kipping von ihren Zielen 
und Visionen erzählt. Es geht ihr 
besonders um die Lebenssituati-
on von Erwerbslosen, die immer 
mehr von der Gesellschaft aus-
gegrenzt werden. Sie will den po-
litischen Umgangsstil verändern: 
Nicht der Streit um die gröbs-
te Beleidigung, sondern um das 
beste Argument soll künftig Bun-
destagsdebatten prägen.

Eva Bulling-Schröter hat 
schon zwei Legislaturperioden 
lang die Bank des hohen Hauses 
»gedrückt«. Ihren Charakter – 
darauf legt die Urbayerin beson-
ders wert – ließ sie sich dennoch 
nicht verderben. Gewinnend 
herzliches Lächeln, schwarze 
Jeans und T-Shirt mit der Auf-
schrift: »Verbaut Euch Eure Zu-
kunft nicht« – das ist Markenzei-
chen und zugleich Programm der 
zierlichen Ingolstädterin. Früher 
war sie als Betriebsrätin auch für 
Gefahrstoffe zuständig. Logisch, 
dass Umwelt- und Tierschutz ihr 

Ding sind. Eine Linkspartei brau-
che nicht nur soziale, sondern 
auch ökologische Kompetenz. 
Als die PDS 2002 nicht wieder in 
Fraktionsstärke in den Bundes-
tag kam, kehrte die Schlosserin 
an ihre Werkbank zurück. Die 
Kollegen trauten ihren Augen 

nicht. Kann eine Politikerin au-
thentischer sein? Zurzeit klingelt 
ihr Handy pausenlos, und sie hat 
unentwegt Termine. Medienver-
treter interessieren sich plötzlich 
für linke Positionen zum Donau-
Ausbau und zum Forschungsre-
aktor München. Klar hat sie da-
zu eine Meinung. In Bayern gibt 
es viele Menschen, die große 
Hoffnungen auf die Linkspartei 
setzen, und deshalb tritt Eva Bul-
ling-Schröter wieder an – zum 
nächsten Termin und zur Bun-
destagswahl.

Petra Sitte brauchte für ihre po-
litische Überzeugung noch nie 
einen Steigbügelhalter. Doch ihr 
politisches Durchhaltevermö-
gen in den Mühen des Alltags 
– das hat sie von Täve Schur und 
auch ein wenig von Lance Arm-
strong. Das gelbe Band an ihrem 
Arm ist das gleiche, das auch 
der Rad-champion trägt. Stolz 
erzählt sie, wie sie kürzlich den 
2017 Meter hohen Kühtal-Sattel 
mit dem Rad erklommen hat. 20 
Kilometer Anstieg, teilweise mit 
18 Prozent Steigung – ohne ab-
zusteigen! Der Sport stehe auch 
für ihre Art, Politik zu machen, 
meint sie. Die Wähler aus Sach-
sen-Anhalt kennen die Wissen-
schaftlerin aus Bürgersprech-
stunden und Landtagsdebatten. 
Oder sie sprechen sie einfach 
auf dem Wochenmarkt an. Sie 
schätzen ihre Art, Probleme zu 
lösen. Ihr Credo: Wissen muss 
allen Menschen zugänglich sein 
und darf kein Monopol für Eliten 
werden. Dafür steht Petra Sitte 
mit der Linkspartei. Als Beweis 
führt sie die Entschlüsselung 
des menschlichen Genoms an. 
Hätten engagierte Genforscher 
ihre Forschungsergebnisse 
nicht im Internet veröffentlicht 
und damit der Allgemeinheit zu-
gänglich gemacht, gäbe es heu-
te längst Patente für menschli-
che Gene. Würden Menschen ihr 
Ureigenes dann kennen lernen? 
Wohl eher nicht.

Katja Kipping, Eva Bulling-
Schröter und Petra Sitte, drei 
Power-Frauen, wie sie unter-
schiedlicher wohl kaum sein 
können. Ein kluger Mann hat ein-
mal die drei wichtigsten Tugen-
den im Umgang mit solchen 
Frauen beschrieben: Erste Tu-
gend – zuhören, zweite Tugend 
– zuhören, dritte Tugend – man 
ahnt es – na klar, zuhören. Oder 
noch besser: wählen !
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Zuhören, zuhören, 
linke Frauen wählen!

Von Lothar Bisky. Es gerät et-
was in Bewegung in Deutsch-
land. Immer mehr Menschen ha-
ben die ewige Litanei satt, dass 
kein Geld mehr da sei für einen 
vernünftigen Sozialstaat. Immer 
mehr Menschen wollen es nicht 
hinnehmen, dass zwei Millionen 
Kinder in Deutschland in Armut 
leben – im Osten jedes vierte 
Kind. Immer mehr Menschen 
wollen sich nicht erzählen las-
sen, dass die gegenwärtige Po-
litik alternativlos sei und Hartz 
IV das letzte Wort zur Massen-
arbeitslosigkeit. Viele Hoffnun-
gen richten sich auf 
die Linkspartei, auf 
Gregor Gysi und Os-
kar Lafontaine. Die 
politische Konkur-
renz bekämpft die 
beiden Spitzenkan-
didaten mit zum Teil 
üblen Beschimpfun-
gen. Das zeigt: Der 
Aufbruch der Linken 
stört die Kreise der 
großen Sozialabbau-Koalition 
von SPDCDUCSUGRÜNENFDP. 
Denn jetzt gibt es in Ost und 
West wählbare politische Alter-
nativen zu Praxisgebühr, Renten-
nullrunden und Ein-Euro-Jobs. 
Diese neue Linke macht vielen 
wieder Mut, sich einzumischen. 
Wir verleugnen unsere Wurzeln 
nicht, wir verschweigen auch 
nicht unsere Differenzen da und 
dort. Aber vor allem machen wir 
gemeinsam Politik für Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmer, 
Arbeitslose, Rentnerinnen und 
Rentner, Familien, Schülerinnen 
und Schüler, Studierende und 

Auszubildende. Ihre Interessen 
werden wir im Bundestag vertre-
ten. Im Mittelpunkt steht für uns 
deshalb soziale Gerechtigkeit. 
Die Wirtschaft muss wieder für 
die Menschen da sein und nicht 
umgekehrt. Gewiss, Politik ver-
mag nicht alles. Aber erst wenn 
sie aufhört, den Unternehmer-
verbänden hinterherzurennen, 
könnte sie eigene Akzente set-
zen. Eine starke linke Opposition 
im Bundestag kann genau dafür 
sorgen, dass die Lasten der Re-
formen nicht einseitig auf den 
Schultern der kleinen Leute ab-

geladen werden. Wir 
versprechen dabei 
nicht das Blaue vom 
Himmel, sondern sa-
gen auch, woher das 
Geld kommen soll 
in diesem reichen 
Deutschland. Ja, wir 
fi nden es falsch, dass 
die rot-grüne Steuer-
reform dem Millionär 
jährlich 100 000 Eu-

ro mehr Netto beschert hat. Das 
Geld fehlt für die Kinder, für bes-
sere Bildung. Noch mehr könnte 
dafür ausgegeben werden, wenn 
die Bundeswehr auf Auslandsein-
sätze verzichtet. Bundeskanzler 
Schröder will bei den Neuwahlen 
eine Abstimmung über Hartz IV 
und seine ganze Agenda 2010. 
Die kann er haben. Angela Mer-
kel wähnt sich schon im Kanzler-
amt. Doch ihre Politik macht al-
les noch schlimmer. Die Linke in 
Deutschland lädt Sie ein, mit ihr 
gemeinsam Gerhard Schröder 
und Angela Merkel eine Antwort 
zu geben.

Im Mittelpunkt steht für
uns soziale Gerechtigkeit
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Unser Auftreten hat schon
jetzt Auswirkungen ...
Woher kommt der Umfrageer-
folg der Linkspartei?

LAFONTAINE: Es gibt viele Men-
schen in Deutschland, die vor 
allem die Politik der Sozialkür-
zungen satt haben. Sie wollen 
eine Alternative, die ehrlich da-
für eintritt, dass die Löhne und 
die Renten im Zuge des Produk-
tivitätsfortschritts steigen und 
der Sozialstaat gesichert wird. 
Dafür steht die Neue Linke.

GYSI: Die Linkspartei stellt sich 
kulturell, intellektuell, sozial und 
ökonomisch gegen den neoli-
beralen Zeitgeist. Viele Leute 
spüren, dass wir ihre Unzufrie-
denheit ernst nehmen und Vor-
schläge unterbreiten, die sie un-
terstützen können.

Die anderen Parteien werfen 
Ihnen Populismus vor und ver-
teufeln Sie beide persönlich.

LAFONTAINE: Das heißt, sie 
haben keine Argumente. Die 
rot-grüne Regierung hat sieben 
Jahre lang eine heftige Umver-
teilung von unten nach oben 
betrieben, und von CDU/CSU 
und FDP ist nichts anderes zu 
erwarten. Davon versuchen sie 
mit Verleumdungen abzulenken, 
aber das wird nicht aufgehen.

GYSI: Die Angriffe konzentrie-
ren sich vor allem auf Oskar La-
fontaine. Im Gegensatz zu mir 
kommt er aus der politischen 
Elite der alten Bundesrepublik, 
war Vorsitzender der größten 
Partei dieses Landes. Er hat für 

sie so etwas wie politischen 
»Klassenverrat« begangen. Sie 
verübeln ihm, dass er konse-
quent geblieben ist und nun da-
zu beiträgt, dass eine politische 
Kraft entsteht, die glaubwürdig 
in Ost und West für soziale Ge-
rechtigkeit eintritt.

Ein Vorwurf lautet, Sie wollten 
zurück in die 70er Jahre.

LAFONTAINE: Ein lustiger 
Vorwurf. In den 70er Jahren 
hatten wir weitaus weniger 
Arbeitslose, ordentliches 
Wachstum und einen größeren 
Anteil unterer Einkommen am 
gesellschaftlichen Wohlstand. 
Genau das wollen wir. Das 
Zurück der anderen Parteien in 
eine Wirtschaft mit zunehmend 
weniger Arbeitnehmerrechten 
und immer ungerechterer 
Verteilung ist ein Horror.

GYSI: Es stimmt ja auch nicht. 
Natürlich wollen wir einiges 
wieder rückgängig machen, wie 
den maßlos gesenkten Spitzen-
steuersatz. Aber wir ignorieren 
nicht die hiesigen und globalen 
Veränderungen und machen 
Vorschläge, die neu sind oder 
zumindest noch nie aufgegrif-
fen wurden. Etwa die solidari-
sche Rentenversicherung oder 
die Wertschöpfungsabgabe. Die 
Zukunft kann doch nicht darin 
liegen, weiter auf das Niveau 
des Manchester-Kapitalismus 
zurückzufallen.

Womit wollen Sie bezahlen, 
was Sie sozial verändern 
wollen?

LAFONTAINE: Solide Sozial-
politik ist nur möglich, wenn 
man die Wohlhabenden und 
Besserverdienenden zur Kasse 
bittet. Wir haben ein seriöses 
Programm: Die Besteuerung 
der großen Vermögen kann 50 
Milliarden Euro Einnahmen brin-
gen, die Heraufsetzung des Spit-
zensteuersatzes 10 Milliarden, 
die Einführung einer Börsenum-
satzsteuer bringt zusätzliche 
Milliarden.

Die Linkspartei wird kaum 
die nächste Regierung stellen 
oder die Partner fi nden, um 
das umzusetzen.

GYSI: Aber bereits jetzt hat un-
ser Auftreten Auswirkungen. 
Plötzlich kleben die anderen 
Parteien wieder Plakate, auf de-
nen etwas von sozial gerechter 
Politik steht. Man kann nach 

den gemachten Erfahrungen 
nicht darauf vertrauen, dass 
sie das ernst meinen – aber sie 
werden umso ernsthafter über 
eine Kursänderung nachdenken 
müssen, je stärker sie mit einer 
linken Fraktion im Bundestag 
konfrontiert werden. Die hat in 
den vergangenen drei Jahren ge-
fehlt, und das Ergebnis können 
wir betrachten.

LAFONTAINE: Die Sozialdemo-
kratie hat darauf verzichtet, dem 
Neoliberalismus zu widerspre-
chen. Das ist meine wichtigste 
Kritik an der heutigen SPD, und 
darauf geben wir als neue Linke 
eine Antwort. Wir haben die Po-
litik in Deutschland schon ver-
ändert. SPD und Grüne wollen 
auf einmal wieder links sein.

Hoffen Sie auf eine Koalition 
von CDU/CSU und SPD, gegen 
die die Linkspartei stärkste 
Oppositionskraft werden 
könnte?

GYSI: Natürlich wäre es  eine 
spannende Herausforderung, 
wenn wir der Regierung als 
stärkste Opposition gegen über-
stünden und sie sich dann vor 
allem mit unseren Alternativen 
auseinandersetzen müsste. 
Aber eine große Koalition ist 
keineswegs mein liebster Traum. 
Ich weigere mich, taktisch damit 
umzugehen. Wichtig ist für mich, 
dass die linke Alternative so 
stark wird, dass sie nicht über-
hört werden kann.

LAFONTAINE: Aus Sicht der 
Wähler ist eine große Koalition 
allerdings ein geringeres Übel 
als eine Regierung aus Union 
und FDP. Bei Letzterer kämen 
die Sozialkürzungen noch 
ungebremster.

Ist Oskar Lafontaine jetzt Sozi-
alist oder Sozialdemokrat?

LAFONTAINE: Nicht ich habe 
mich von sozialdemokratischen 
Grundsätzen verabschiedet, 
die SPD-Führung hat es getan. 
Für mich gibt es keinen Wider-
spruch zwischen Sozialdemo-
kraten und demokratischen 
Sozialisten – der Begriff demo-
kratischer Sozialismus steht im 
Grundsatzprogramm der SPD, 
und Willy Brandt war Vorsitzen-
der der Sozialistischen Interna-
tionale.

Die Fragen stellten Gabriele 
Oertel und Jürgen Reents.

Wichtig ist, dass die linke 
Alternative so stark wird, dass sie 

nicht überhört werden kann.

Von Herbert Schui. Die realen 
Nettoeinkommen der abhängig 
Beschäftigten nehmen ab. Der 
Staat hat zu geringe Einnah-
men. Er erfüllt seine sozialen 
Aufgaben nicht mehr. Diese Ent-
wicklung ist absurd. Denn Jahr 
für Jahr wird in einer Arbeits-
stunde mehr hergestellt. Damit 
existiert die wirtschaftliche Vor-
aussetzung für einen höheren 
Lebensstandard. Aber die Ar-
mut nimmt zu. 

Dem sinkenden Lebensstan-
dard der Vielen steht zuneh-
mender Reichtum von wenigen 
Privatpersonen und großen Un-
ternehmen gegenüber. Was ma-
chen die mit ihrem Geld? Die ei-
nen leben von den Zinseszinsen. 
Sie beteiligen sich an Fonds, die 

Unternehmen aufkaufen, aus-
schlachten und stilllegen. Ihre 
Ausgaben führen nicht zu mehr 
Nachfrage nach Produkten und 
damit zu mehr Beschäftigung. 
Die anderen, die großen Unter-
nehmen, haben in den letzten 
Jahren weniger investiert, als 
sie bei ihren hohen Nettogewin-
nen hätten tun können. Sie ha-
ben Geld übrig. Damit werden 
Managergehälter erhöht, Spe-
kulationen fi nanziert und Un-
ternehmen im In- und Ausland 
gekauft. Wir sind es, die diese 
Konzentration und den Zuwachs 
an wirtschaftlicher und politi-
scher Macht der Konzerne be-
zahlen. 

Das muss ein Ende haben. Die 
Leistungen des Staates müs-
sen wieder gesteigert werden 
– fi nanziert durch mehr Gewinn-
steuern, eine Vermögenssteuer, 
einen höheren Spitzensteuer-
satz. Die Steuerfahndung muss 
wirksamer werden. Keine Kom-
promisse bei den Sozialabga-
ben der Unternehmen! Breite 
Beteiligung bei der Finanzierung 
der Gesetzlichen Krankenversi-
cherung! Die Gewerkschaften 
sind bei den Lohnkämpfen nach 
Kräften zu unterstützen. All das 
beseitigt Armut und Unsicher-
heit. Und mehr noch. Diese ge-
rechtere Einkommensverteilung 
schafft mehr Nachfrage, Pro-
duktion und Beschäftigung. 

Herbert Schui ist Professor
für Volkswirtschaftslehre an 
der Hamburger Universität und 
kandidiert für Die Linke 
auf Platz 3 in Niedersachsen.

Einkommen
gerecht 
verteilen!

Von Feleknas Uca. Kürzlich ha-
be ich ein Flüchtlingscamp auf 
Lampedusa/Italien besucht. 
Dort sind zahlreiche Menschen 
unter unwürdigen Bedingungen 
eingesperrt, ohne zu wissen, 
was sie erwartet. 

Nun planen europäische Innen-
minister, in Libyen ein Auffangla-
ger für Flüchtlinge einzurichten, 
um Menschen auf ihrer Flucht 
nach Europa bereits in Nordafri-
ka aufzuhalten. Je mehr aber Eur-
opa danach sucht, seine Grenzen 
zu schließen, desto höhere Risi-
ken nehmen Menschen auf sich, 
die ihr Heimatland verlassen. Wir 
halten an unserer Forderung fest, 
das Grundrecht auf Asyl ohne 
Einschränkungen wieder in die 

Verfassung aufzunehmen. Nie-
mand fl ieht freiwillig! 

Fluchtursachen müssen be-
kämpft und die Rechte der Men-
schen gestärkt werden, die in 
die EU-Mitgliedsstaaten fl iehen 
oder einwandern. Wir sehen Mi-
grantinnen und Migranten nicht 
als Belastung, sondern als Be-
reicherung. Sie sollten mehr 
Unterstützung in Deutschland 
erfahren, um ihre Fähigkeiten 
und Ressourcen sinnvoll einset-
zen zu können. Die Linkspartei.
PDS steht für eine Politik, die 
allen Menschen gleiche Rechte 
garantiert.

Keine Festung Europa

Feleknas Uca ist Mitglied 
des Europäischen Parlaments.
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Von Helfried Liebsch. Bunt 
geht es in der Boutique »Carma« 
zu, einem Laden im Zentrum von 
Schwerin. Martina Plath (36) 
und Carina Käding (31) verkau-
fen Seifen, Öle, Badesalze und 
Naturkosmetika. Die Artikel be-
stehen aus natürlichen Rohstof-
fen und enthalten keine chemi-
schen Zusatzstoffe. Wer etwas 

für Leib und Seele tun will, der 
gönnt sich eine Massage nach 
Ayurveda. Wahlweise auch zu 
Hause. Martina (Foto) und Cari-
na sind zwei von 200 Existenz-
gründern, die sich im Nordosten 
unlängst selbstständig gemacht 
haben. Mit einer ganz beson-
deren Starthilfe – einem Darle-
hen bis zu 10 000 Euro. Dafür 

muss ein von der Industrie- und 
Handelskammer begutachte-
ter Businessplan vorliegen. Das 
Programm »Mikrodarlehen« ist 
made in Mecklenburg-Vorpom-
mern. Und es sucht seinesglei-
chen in der Bundesrepublik. 
Finanziert wird es aus dem Eu-
ropäischen Sozialfonds und aus 
Mitteln des Ministeriums für Ar-
beit, Bau und Landesentwick-
lung. »Mich hat immer geärgert, 
wenn Existenzgründungen an 
ein paar tausend Euro geschei-
tert sind«, so Arbeitsminister 
Helmut Holter (Die Linkspartei.
PDS). »An einer Summe also, 
für die niemand in einer Bank 
auch nur zum Bleistift greift.« 
Ende November 2004 war das 
Darlehensprogramm fertig. Für 
die Existenzgründerinnen und 
-gründer stehen sechs Millionen 
Euro zur Verfügung. Von den 
Rückzahlungen der Kredite pro-
fi tieren weitere Gründerinnen 
und Gründer. Die Mikrodarle-
hen ergänzen die Gründerkam-
pagne »Einfach anfangen« im 
Land. »Wir ermuntern nicht nur 
zum Schritt in die Selbststän-
digkeit, sondern erleichtern ihn 
auch«, resümiert Holter. »Denn 
niemand bestreitet, dass aller 
Anfang schwer ist.«

www.einfachanfangen.de

Starthilfe made in M-V
für Carina und MartinaMit Rudolf Hickel, Professor an 

der Universität Bremen und Lei-
ter des Instituts »Arbeit und Wirt-
schaft«, sprach Diether Dehm.

Was ist der Kernfehler der
jetzigen Wirtschaftspolitik?

Die rot-grüne Regierung hat die 
Arbeitslosigkeit nicht abgebaut, 
sondern zu einem massiven Ab-
bau des Sozialstaats genutzt, 
gerade denen das Geld gestri-
chen und weggenommen, die 
für Nachfrage und Konjunktur 
so wichtig wären: Angestellten, 
Arbeitslosen, Rentnern, Kleinun-
ternehmern, Auszubildenden.

Unter Helmut Schmidt gab 
es ein Zukunftsinvestitions-
programm. Wäre das heute 
denkbar? 

Wir brauchen es dringend. Zum 
einen muss damit die Binnen-
wirtschaft angekurbelt werden. 
Zum anderen müssen Bildung 
und ökologische Infrastruktur-
projekte zu Gunsten künftiger 
Generationen fi nanziert werden. 
Ein Programm mit einem Volu-
men von 50 Milliarden Euro wä-
re eine echte Zukunftsvorsorge.

Grünen-Chef Bütikofer 
behauptet, die Vorschläge 
der Linkspartei würden 150 
Milliarden Euro kosten, die 
nicht da seien.

Die Linkspartei will hohe Ein-
kommen und große Vermögen 
stärker besteuern. Damit kann 
eine fortschrittliche und de-
mokratische Wirtschaftspolitik 
fi nanziert werden. Das ist ge-
recht, weil alle Teile der Gesell-
schaft entsprechend ihrer Leis-
tungsfähigkeit zur Finanzierung 
öffentlicher Aufgaben beitragen. 
Die größten Kosten übrigens, 
die von der rot-grünen Regie-
rung Jahr für Jahr produziert 
wurden, sind 80 Milliarden Euro 
für die Arbeitslosigkeit.

Wer muss vor der neuen 
Linkspartei zittern?

Alle haben guten Grund zu zit-
tern. Vor allem die SPD, weil die 
Linkspartei Positionen vertritt, 
die von den Sozialdemokraten 
vertreten werden müssten. Sie 
haben in ihrem Wahlmanifest 
zwar wieder soziale Gerechtig-
keit eingefordert, aber leider viel 
zu spät. Allerdings traue ich der 
regierenden SPD nicht mehr, 
dass sie das auch praktisch um-
setzt. Die Grünen müssen sich 
ebenfalls fürchten, da auch sie 
in der Koalition linke Positionen 
aufgegeben haben. Schwarz-
Gelb muss zittern vor einem ho-
hen Stimmenanteil für Die Linke, 
denn der macht am Ende eine 
schwarz-gelbe Regierung un-
möglich.

Ich traue der 
regierenden 
SPD nicht mehr

Von Wolfgang Methling. Vor-
rang hat alles, was Beschäfti-
gung fördert. Dieser Satz ist 
allgegenwärtig. Darin soll die 
Lösung des größten Problems 
Deutschlands liegen. So verkürzt 
ist er allerdings eine zweifelhaf-
te These. Denn was ist beschäf-
tigungsfördernd? Glaubt man 
Konservativen und Liberalen, 
sind das in erster Linie Investiti-
onen in Beton und Asphalt, erst 
in zweiter Linie in Technologie 
und Bildung. Demgegenüber 
wird versucht, Umwelt- und Na-
turschutz als Jobkiller zu diskri-
minieren, angeblich überzoge-
ne deutsche Standards würden 
Arbeitsplätze kosten. Die Linke 
muss sich die Arbeit machen, 
diese Fehleinschätzung (zum Teil 
auch in den eigenen Reihen) zu 
korrigieren. Denn Umweltschutz 
macht nicht nur in diesem Sinne 
Arbeit, sondern Umweltschutz 
schafft auch Arbeit. Das ist un-
strittig und mit Fakten belegbar. 
Gegenwärtig sind in Deutschland 
etwa 1,5 Millionen Menschen 
durch Umweltschutz in Arbeit. 
Das entspricht einem Anteil von 
3,8 Prozent. Die Modernisierung 
und Sanierung der kommunalen 
Abwasseranlagen löst jährliche 
Investitionen von über 5 Milli-
arden Euro aus und sichert seit 
Jahren Tausende Arbeitsplätze. 
Ohne aufwendigen Küsten- und 
Hochwasserschutz gäbe es kei-
nen Tourismusboom in Mecklen-
burg-Vorpommern. Naturschutz 

ist der Garant dafür, dass die 
Einzigartigkeit der Landschaft 
als Basis für diesen Wirtschafts-
zweig gesichert bleibt. Investiti-
onen in Nationalparke, Biosphä-
renreservate und Naturparke 
»rechnen sich« direkt und indi-
rekt. Erneuerbare Energien, ob 

in Biomasseheizkraftwerken, Bio-
gas- oder Windkraftanlagen, er-
öffnen neue Perspektiven für die 
Landwirte und machen unabhän-
giger von teurer werdenden Erd-
öl- und Erdgasimporten. Durch 
den weiteren Ausbau erneuerba-
rer Energien ist ein wesentlicher 
Beitrag zur Verbesserung der 
Arbeitsplatzsituation zu leisten. 
Dies würde mehr als eine Ver-
dreifachung der Arbeitsplätze im 

Bereich erneuerbarer Energien, 
von heute ca. 120 000 auf knapp 
400 000 bis zum Jahr 2020, er-
möglichen. Das seit 1. Juni 2005 
greifende Verbot der Deponie-
rung von unbehandelten Abfäl-
len hat bzw. wird zu 11 000 neu-
en Arbeitplätzen in Deutschland 

führen. Es gibt keinen grundsätz-
lichen Gegensatz zwischen Öko-
nomie und Ökologie. Umwelt 
macht Arbeit, lasst sie uns leis-
ten, denn Umwelt schafft Arbeit. 
Vorrang hat alles, was nachhaltig 
Beschäftigung fördert. 

Umweltschutz macht Arbeit

Wolfgang Methling ist stellver-
tretender Ministerpräsident 
und Umweltminister von 
Mecklenburg-Vorpommern.

Von Ahmet Güler. Der Mittel-
stand erlebt nicht gerade seine 
Blütezeit. Durch die Globalisie-
rung verändert sich das ökono-
mische Gleichgewicht. Arbeits-
plätze werden in Billiglohnländer 
verlagert. Die Profi tgier und feh-
lende soziale Verantwortung 
der Multikonzerne machen im-
mer mehr Menschen arbeitslos, 
schwächen die Binnenkaufkraft 
und fördern die Unsicherheit, 
menschenwürdig leben zu kön-
nen. Nicht verarbeiteter Rassis-
mus in Deutschland wird durch 
diese Entwicklung bedrohlich ge-
stärkt. Menschen mit Migrations-
hintergrund dienen als Zielschei-

be und werden für politische 
Machtkalküle instrumentalisiert. 
Sozial benachteiligte Bevölke-
rungsgruppen werden gegen 
Menschen mit Migrationshinter-
grund aufgehetzt. Das vertieft die 
Gräben und hat soziale Unruhe 
zur Folge. Hiervon sind weltweit 
besonders die Menschen mit tür-
kischem Migrationshintergrund 
und Anhänger moslemischer 
Glaubensrichtungen betroffen, 
die mit fanatischen Terroristen 
gleichgesetzt werden. Die Politi-
ker sind nicht in der Lage, dieses 
Pulverfass richtig einzuschätzen 
und zu entschärfen, sondern ge-
ben im Gegenteil noch Zündstoff 
hinzu. 

Die großen politischen Par-
teien in Deutschland haben bis 
jetzt keine wirkliche Migrations- 
und Einwanderungspolitik betrie-
ben. Von einer wahren multikul-
turellen Gesellschaft, basierend 
auf gegenseitiger Achtung und 
notwendigem Respekt, sind wir 
noch weit entfernt. 

Die soziale und wirtschaftli-
che Entwicklung in Deutschland 
betrifft auch uns und unsere Zu-
kunft. Wir wollen in diesem Land 
wesentlich mehr in Anspruch ge-
nommen werden, als es bisher 
der Fall war. Gleichzeitig erwar-
ten wir aber auch die uns längst 
gebührende Akzeptanz und den 
nötigen Respekt. 

Bei den bevorstehenden Neu-
wahlen zum Deutschen Bundes-
tag werden wir deshalb die Par-
teien – unter anderem auch die 
neue Linke – unterstützen, die 
in ihrem Parteiprogramm Men-
schen mit Migrationshintergrund 
als einen Schwerpunkt themati-
sieren und deren Taten sich mit 
dem Programm auch wirklich 
decken. 

Schwerpunkt 
Migration
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»Nichts ist dauernd als der 
Wechsel.« (Heinrich Heine, 
1824, »Harzreise«)

Von Honza Klein. Es ist ein 
sonniger Morgen im östlichsten 
Zipfel Deutschlands. Cornelia 
Ernst sitzt im Büro der Löbau-
er PDS. Seit ein paar Tagen ist 
die sächsische Linkspartei-Lan-
desvorsitzende und Landtags-
abgeordnete in ihrem Land un-
terwegs. Hartz-Reise nennt sie 
das. Schon im Sommer 2004 – 
in Vor-Hartz-Zeiten – hat sie die 
Tour gemacht. Es ging um Ängs-
te, wie es werden würde.

Jetzt ist Hartz eine Realität, 
die sie wütend macht. Gut 4 000 
Kilometer ist sie wieder unter-
wegs. Hans-Jürgen Muskulus, 
Sprecher der Sächsischen Ar-
mutskonferenz, Monika Wal-
deck vom Bündnis gegen So-
zialkahlschlag und Wolfram 
Vorwerk von der Dresdner 
WASG begleiten sie manchmal. 
Vorwerk war Gewerkschafter, 
Sozialdemokrat, Kreistagsabge-
ordneter. Bevor er seinen eige-
nen Betrieb abwickeln musste 
und arbeitslos wurde. Nun ist 
er bei der Linkspartei. Vorwerk 
ist Hartz-IV-Empfänger. Er weiß 
also, wovon die Menschen re-
den. So wie die vier Frauen, die 
gemeinsam mit Joachim Herr-
mann, Chef der Arbeitsloseni-
nitiative, an diesem Vormittag 
gekommen sind, um von ihren 
Erfahrungen zu berichten. »Da 
ich mit meinem Partner eine 
Bedarfsgemeinschaft bilde, ha-
ben wir 800 Euro im Monat«, er-
zählt eine der Frauen. Sie ist seit 
14 Jahren arbeitslos. Das Geld 
muss für zwei Erwachsene und 
drei Kinder reichen. »Ich habe 

seit Jahren nicht gewählt. Die-
ses Mal gehe ich. Aber ich wähle 
nicht CDU oder SPD«, sagt sie. 
Durch die Bedarfsgemeinschaf-
ten würden sich viele trennen 
müssen. Ähnlich beurteilt es der 
Chef der Arbeitsloseninitiative. 
30 bis 40 Besucher hat er pro 
Tag. Arbeitsrecht, Arbeitslosen-
geld, Kündigungsschutz, Ren-

te, Krankenversicherung – das 
sind die häufi gsten Probleme. 
Er kann beraten, vielleicht hel-
fen. Nur Arbeit hat auch er kei-
ne. »Die Region ist tot«, meint er 
ein wenig resigniert. Einstmals 
ein Zentrum der Textilindustrie, 
ist außer ein paar kleinen Firmen 
kaum noch Industrie zu fi nden. 
»Das Einzige, was in der Lausitz 

in den letzten Jahren angesiedelt 
wurde, sind Wölfe«, meint denn 
auch Cornelia Ernst ein we-
nig bitter. Eine Frau erzählt von 
sich und ihrer fünfjährigen Toch-
ter. Die junge Mutter hat noch 
nie Arbeit gehabt. Dass sie sich 
mit Hartz IV nun noch mehr ein-
schränken muss, daran habe sie 
sich gewöhnt. »Aber meine Toch-

ter möchte auch mal an die Ost-
see in den Urlaub fahren.« Jetzt 
werde ein Schwimmkursus in 
der Kita angeboten. Für 30 Euro. 
»Wo soll ich die hernehmen?« 

Anfang der 90er Jahre waren 
wir im Landkreis Löbau/Zittau 
174 000 Einwohner. Jetzt sind 
es noch 145 000. Da die sächsi-
sche Landesregierung die Regi-

on als ländlichen Raum defi niert 
hat, soll die Zahl auf 120 000 
sinken. Immerhin verweist Herr-
mann noch auf eine Zahl, die ihn 
stolz macht: »Wir sind der Land-
kreis in Deutschland mit den 
meisten Jobs auf Ein-Euro-Ba-
sis. Genau 74.« Grünanlagen-
pfl ege oder Tauschbörsen, das 
seien die Aufgaben. Für 1,50 

Euro die Stunde. Geld, das den 
Betroffenen hilft. Cornelia Ernst 
indes sieht das zwiespältig. Der 
Durchschnittslohn sei in der Re-
gion teilweise ohnehin nur bei 
vier Euro. »Da habe ich schon 
von Unternehmern gehört, dass 
Ein-Euro-Arbeit selbst diese 
Jobs vernichtet.« Ihr Ziel ist ein 
Mindestlohn. Und dann ver-

weist sie immer wieder auf das 
Steuerkonzept der Linkspartei. 
»Wenn wir das Geld der von uns 
geforderten Vermögenssteu-
er für Arbeitsmarktmaßnamen 
einsetzen würden, wäre das 
ein großer Gewinn.« Vielleicht 
könnten dann auch hier in die-
sem Zipfel Deutschlands wieder 
Arbeitsplätze entstehen. 

Ein paar Kilometer weiter ent-
stehen Arbeitsplätze. An einer 
Tankstelle im benachbarten Po-
len wirbt ein Schild: »Deutsches 
Personal«. So haben sich die 
Lausitzer die EU-Erweiterung 
nicht vorgestellt. Ganze Firmen 
haben inzwischen ihren Sitz 
ein paar Kilometer verlegt. Teil-
weise mit ihren deutschen Mit-
arbeitern. Nur dass diese den 
Lohn jetzt auf dortigem Niveau 
bekommen. Cornelia Ernst sagt 
dazu: »Wir brauchen wieder ei-
ne besondere Förderung der 
Grenzregionen.« 

Inzwischen sind es 36 Grad. 
Cornelia Ernst ist in Zittau an-
gekommen. Im Garten des örtli-
chen Frauenbundes sitzen etwa 
20 Menschen. »Wer von Ihnen 
hat Arbeit?«, fragt sie. Alle Arme 
bleiben unten. Die Politikerin er-
zählt, dass nur einmal ein PDS-
Antrag im Landtag durchge-
kommen sei. Aber nur, weil die 
anderen Fraktionen gefehlt hät-
ten. Es ging darum, Kindergeld 
nicht auf ALG II anzurechen. 
Umgesetzt wurde der Antrag 
von der Staatsregierung nicht. 
»Es ist aber wichtig, dass sie 
uns Ihre Stimme geben«, meint 
Cornelia Ernst. Nur so könne die 
Politik sozialer gestaltet wer-
den. Eines nämlich sei klar: »Die 
Menschen wollen, dass sich et-
was verändert.«

Ein Tag am Ende Deutschlands

Von Klaus Ernst. Wir müssen 
dafür sorgen, dass im Deut-
schen Bundestag zumindest ei-
ne Opposition den Neoliberalen 
einen Strich durch die Rechnung 
macht. Die Politik der vergange-
nen Jahre war gekennzeichnet 
durch explodierende Gewinne 
bei gleichzeitig steigender Ar-
beitslosigkeit. Der Staat hat zu-
sammengenommen in den letz-
ten vier Jahren bei den Reichen 
und Vermögenden auf 100 Milli-
arden Euro Einnahmen verzich-
tet. Wenn man im selben Atem-
zug sagt, dieser Staat habe kein 
Geld mehr, dann ist das ein nicht 

zu akzeptierender Versuch der 
Volksverdummung. Es wurden 
Reformen durchgeführt. Aber 
waren das wirklich Reformen? 
Eine wirkliche Reform in diesem 
Kapitalismus war es, die Arbeits-
losenversicherung einzuführen. 
Es war eine Reform, die Kran-
kenversicherung und die Renten-
versicherung einzuführen. Was 
wir in den letzten Jahren erlebt 
haben, waren Gegenreformen. 
Ich möchte nur ein Beispiel he-
rausgreifen, weil mich das ganz 
besonders berührt. Das hat mit 
Hartz IV, mit dem Arbeitslosen-
geld II zu tun. Da geht es nicht 

nur darum, dass man die Men-
schen entwürdigt, weil sie sich 
faktisch nackt ausziehen müs-
sen, bevor sie eine Stütze krie-
gen. Das Problem bei diesem 
Gesetz ist ein anderes. Die Men-
schen in diesem Lande haben 
zunehmend Angst vor Arbeits-
losigkeit. Sie sind bereit, Bedin-
gungen aller Art zu akzeptie-
ren – längere Arbeitszeiten, die 
Streichung von Weihnachts- und 
Urlaubsgeld oder möglicherwei-
se das Kürzen des normalen Ein-
kommens. Man traut sich nicht 
mehr aufzubegehren! Und dass 
es eine sozialdemokratische Po-
litik ist, die das befördert, das 
stört mich natürlich und das be-
daure ich als ehemaliger Sozial-
demokrat ganz besonders. Und 
ich hoffe, dass es uns nicht nur 
gelingt, die Inhalte wieder gera-
dezurücken, sondern dass wir es 
schaffen, den Menschen wieder 
Mut zu machen, für die eigenen 
Interessen einzustehen. Das ist 
die Aufgabe der neuen Linken.

Den Menschen wieder Mut machenHartz IV und die Frauen
Von Sabine Lösing. Die Zusam-
menlegung von Arbeitslosen- 
und Sozialhilfe hat böse Folgen 
für alle Betroffenen. Frauen wa-
ren schon früher besonders be-
nachteiligt, zum Beispiel bei 
Vergütungshöhe und Dauer der 
Beschäftigung. Und entspre-
chend werden sie – statistisch 
betrachtet – öfter arbeitslos als 
Männer, und sie blei-
ben es länger. Frau-
en zählen damit zu 
den Hauptzielgrup-
pen von Arbeitslo-
sengeld II – nach 
dem Auslaufen von 
Arbeitslosengeld I. 
Obwohl abhängig 
Beschäftigte sich 
durch Beitragszah-
lungen gegen mate-
rielle Folgen von Arbeitslosigkeit 
versichern, wird das ALG II nur 
gezahlt, wenn das Partnerein-
kommen bestimmte Grenzwerte 
nicht übersteigt. Damit verlieren 
viele Frauen den Anspruch auf ei-
genständige Unterstützung, die 
mit einem vollzeitbeschäftigten 
Hauptverdiener zusammenle-
ben. Selbst wenn beide Vollzeit-
stellen haben, sorgt das Gefälle 
zwischen Männer- und Frauen-

löhnen oft dafür, dass die Frau 
»Zuverdienerin« bleibt. Zudem 
trifft die in Hartz IV vorgesehene 
Regelung, dass pro Person und 
Lebensjahr nur ein Freibetrag in 
Höhe von 200 Euro nicht auf die 
Zahlung von ALG II angerechnet 
wird, vor allem diejenigen, die 
den notorisch geringen Frauen-
renten – und der ungebroche-

nen weiblichen Al-
tersarmut – durch 
private Altersvor-
sorge entgehen 
wollten. »Hartz IV 
und die Frauen« 
– das ist auch des-
halb ein Trauerspiel. 
Das in Deutschland 
– durch sozialpoli-
tische Anreize wie 
Ehegattensplitting, 

Familienversicherung etc. – oh-
nehin extrem haltbare männli-
che Hauptverdienermodell wird 
weiter zementiert. Frauen fällt 
es nun noch schwerer, sich ein 
eigenständiges Einkommen und 
entsprechende Unabhängigkeit 
zu sichern. Sei es vom Partner, 
sei es vom ALG II-Fallmanager.

Sabine Lösing ist Sprecherin 
des WASG-Vorstandes.

WASG-Bundessprecher 
Klaus Ernst ist Verwaltungs-
stellenleiter der IG Metall 
in Schweinfurt und bayerischer 
Spitzenkandidat der Linkspartei.

Ahmet Güler ist Vorsitzender 
des Bundes Türkisch-
Europäischer Unternehmer. 
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Ihr wart jetzt drei Jahre
lang als Einzelabgeordnete
im Bundestag … 
Gesine: … direkt gewählt und für 
die PDS. Petra: …das haben wir 
auch immer deutlich gemacht, 
sehr zum Verdruss der anderen 
Parteien.

Und wenn ihr die drei Jahre 
zusammenfasst, was ist euer 
Fazit?

Petra: In allen großen Fragen 
stand es immer 2 : 4, zwei PDS-
Frauen gegen vier Fraktionen. 
Das war bei Hartz IV so, das 
war bei Auslandseinsätzen der 
Bundeswehr so, und das traf 
immer zu, wenn es um die neu-
en Bundesländer ging. Gesine: 
Es gab keine wirkliche Opposi-
tionsfraktion. Jeder Bürger wird 
mehr überwacht als diese Bun-
desregierung. Expertenkommis-
sionen haben die Volksvertreter 
entmachtet. Petra und ich haben 
unsere wenigen Kontrollrechte 
maximal genutzt.

Woher habt ihr eure 
Westerfahrungen?

Gesine: In Duisburg habe ich mit 
Stahlarbeitern und in Freiburg 
mit Obdachlosen gesprochen. 
Ich bin rumgekommen. Viele 
Ostprobleme fand ich auch im 
Westen. Petra: Als ich in Pir-
masens war, um mich über die 
Wirkungen von Hartz IV zu infor-
mieren, da bat mich extra der 
Bürgermeister, CDU: »Frau Pau, 
bringen Sie unsere Probleme 
in den Bundestag, es macht ja 
sonst niemand.«

Und, habt ihr es getan?

Gesine: Ja, damals gab es nur 
von uns Kritik an Hartz IV, jetzt 
will es keiner beschlossen ha-
ben. Petra: Wobei die meisten 
nicht einmal wussten, worüber 
sie abstimmen. Am 19. Dezem-
ber 2003, das war der entschei-
dende Tag, bekamen alle Abge-

ordneten erst morgens mehrere 
hundert Seiten, das Hartz IV-Pa-
ket. Wir haben daher gefordert, 
die Abstimmung zu verschieben 
und wurden dafür von der CSU 
als gottlos beschimpft. Schließ-
lich stand Weihnachten vor der 
Tür. Gesine: Und dann kam die 
Bescherung nicht nur für die 
ALG-Empfänger. Heute ist klar, 
dass mit den Ein-Euro-Jobs nicht 
nur die Löhne, sondern auch die 
Renten gedrückt und Arbeits-
plätze vernichtet statt geschaf-
fen werden.

Was erhaltet ihr für 
Resonanzen auf eure 
Arbeit im Bundestag?

Petra: Stapelweise Briefe und 
Faxe und noch mehr E-Mails. 
Außerdem sind die Zugriffe 
auf unsere Web-Seiten rasant 
gestiegen.

Obwohl ihr fast immer nur 
drei Minuten reden durftet 
und in den Nachrichten kaum 
vorkamt?

Gesine: Viele Menschen haben 
uns auf »Phönix« gesehen, und 
einige haben auch gleich nach 
den Reden bei uns angerufen 
und sich bedankt oder erklärt, 
was wir unbedingt noch hätten 
sagen müssen. Ich fi nde: Bes-
ser drei Minuten die Wahrheit 
gesagt als 20 Minuten Märchen 
erzählt wie Herr Schröder oder 
Frau Merkel.

Ihr wollt beide wieder ein 
Direktmandat in euren Wahl-
kreisen gewinnen. Warum sol-
len euch die Bürger wählen?

Gesine: Wir wissen, wie es geht. 
Von uns kann man Oppositi-
onspolitik erwarten, die ihren 
Namen verdient. Petra: Mein 
Wahlkreis war einmal besonders 
jung, heute ist er erschreckend 
arm. Das hat ganz viel mit unso-
zialer Bundespolitik zu tun. Und 
dagegen setze ich Alternativen.

Zwei Frauen gegen vier FraktionenMein Herz
schlägt links!
Peter Sodann, »Tatort«-Kommis-
sar und Theaterintendant, wollte 
für die Linkspartei.PDS in den 
Bundestag. Darauf begann ein 
enormer Druck von Politikern 
etablierter Parteien in den Medi-
en (»totales Bildschirmverbot«).
Mit Peter Sodann sprach Diether 
Dehm, Spitzenkandidat der Links-
partei in Niedersachsen.

Was hat deinen Ausfl ug in 
die Parteipolitik so abrupt 
beendet?

Ich musste mit einem Mal er-
kennen: Die Existenz als Schau-
spieler stand auf dem Spiel. 
Mein Verstand gewahrte plötz-
lich einen Druck, den mein Herz 
so nicht für möglich gehalten 
hatte. Und zuvor ... na ja, da 
war mein Herz mit mir durchge-
brannt. Und mein Herz schlägt 
eben links.

Plötzlich nennen sich alle 
wieder »links«, die bislang als 
»neue Mitte« gelten wollten. 
Dann hättest du auch für 
die SPD oder die Grünen 
kandidieren können?

Ich fi nde, mit dem schönen 
Wort sollte man nicht spielen. 
»Links« heißt, gegen Krieg und 
Rüstung zu sein, die Milliarden 
in diesem Land gerechter ver-
teilen zu wollen, die Konzerne 
und Großbanken endlich zu be-
steuern und Arbeitsplätze zu 
schaffen. »Links« heißt, mit die-
sem Hartz-Unsinn aufzuhören. 
Und zum »Links« sein zählen 
unbedingt Bildung und Kultur. 
Das hilft gegen Dummheit, Ar-
roganz, Terrorismus und andere 
Niedertracht. 

Du hast in der DDR ein drei-
viertel Jahr im Stasi-Knast 
gesessen. Und zur Linkspartei 
zählen ja nun mal auch SED-
Nachfolger.

Die DDR war doch mehr als 
Knast und Stasi. Zumindest 
Heimat für viele, sie war The-
aterland, Leseland. Ich habe 
die Idee geliebt, aber weder 
die Umsetzung noch die Köp-
fe dieser Idee. Ich möchte die 
DDR nicht wiederhaben, aber 
wegnehmen lasse ich mir sie 
auch nicht. Wenn ich heute für 
die Linkspartei bin, dann für 
Leute wie Lothar Bisky und Gre-
gor Gysi, wie Oskar Lafontaine 
und andere, die schon mit Willy 
Brandt zusammengearbeitet 
haben. Die Linke hat sich doch 
schon viel zu oft gegenseitig 
bekämpft.

Von Alrun Nüsslein. Es gibt 
wohl kaum jemanden, der so 
gern Straßenwahlkampf macht 
wie sie. Im Sommer mit Sonnen-
schirm, Campingtisch, Kaffee 
und Keksdose. Sprechstunde 
unter freiem Himmel. 

9 Uhr, Bernau: Kaum stehen 
Tisch und Stühle bereit, kom-
men die ersten Neugierigen. Es 
geht um die Schabenplage. Die 
krabbelnde Invasion sucht sich 
von einer Mülldeponie den Weg 
in die Häuser. Es geht aber auch 
um Rentenbeiträge, Hartz IV, 
Kinderbetreuung. Ein Investor 
spricht über sein Bauvorhaben. 
Schon lange träumen die Ber-
nauer von einem Schwimmbad. 

11.30 Uhr, Panketal: »Warum 
wollen Sie uns verlassen?« Das 
Rentnerehepaar ist aufgebracht. 
Dagmar Enkelmann beruhigt es: 
»Ich bleibe Ihnen erhalten, als 

Bernauerin, als Stadtverordnete 
und dann auch als Ihre Bundes-
tagsabgeordnete.« Ist gerade 
kein Gesprächspartner in Sicht, 
nimmt die 49-Jährige Wahlpro-
gramm und Personenfolder un-
ter den Arm und geht auf die von 
der S-Bahn Kommenden zu. Nur 

selten erhält sie einen Korb, oft 
kommt man ins Gespräch.

15 Uhr, Ahrensfelde: Die B 158 
ist um diese Zeit dicht. Ein Dau-
erärgernis der Einwohner, auch 
heute ist die Ortsumgehung ein 
Thema. Seit Jahren hat Dagmar 

Enkelmann einen guten Kontakt 
zur Bürgerinitiative. Die Informa-
tion, dass sich die zuständigen 
Ausschüsse im Berliner Abge-
ordnetenhaus und im Branden-
burger Landtag noch einmal mit 
der Planung befassen werden, 
wird dankbar aufgenommen.

19 Uhr, Neuenhagen: Öffentli-
che Diskussion aller Direktkandi-
daten. Die Auseinandersetzung 
ist emotional, aber sachlich. »Ich 
möchte gleichwertige Lebensver-
hältnisse in Deutschland. Chan-
cengleichheit in der Bildung und 
eine Zukunft für unsere Kinder 
hier in Brandenburg.« Eine klare 
Ansage der Kandidatin der Links-
partei.PDS.

22 Uhr, Bernau: Jetzt heißt es, 
zu Hause mit der jüngsten Toch-
ter sprechen, Katze füttern, Blu-
men gießen, Mails lesen. Den 
nächsten Tag vorbereiten ...

Ein Tag mit Dagmar Enkelmann

Stadtspaziergang
in Sömmerda
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»Wer Unrecht duldet,
stärkt es.« Willy Brandt

»Es gibt keine linke oder 
rechte Wirtschaftspolitik, 
sondern nur eine richtige oder 
falsche.« Gerhard Schröder

Von Ulrich Maurer. Die Jah-
re der Kanzlerschaft Willy 
Brandts waren die einzigen in 
der westdeutschen Nachkriegs-
geschichte, in denen sich die 
Schere in der Einkommens- 
und Vermögensverteilung, die 
Kluft zwischen Arm und Reich 
ein Stück weit geschlossen hat-
te. Heute ist sie größer denn je. 
Der Vorstandsvorsitzende ei-
nes süddeutschen Automobil-
konzerns verdient so viel wie 
700 Arbeitnehmerinnen in der 
ostdeutschen Lederindustrie. 
Die »richtige« Wirtschaftspo-
litik des Neoliberalismus hat 
Massenarbeitslosigkeit und die 
Vernichtung hunderttausender 
mittelständischer Existenzen 
hervorgebracht. Wer von seiner 
Hände Arbeit leben muss oder 
von seiner Rente, dem geht es 
Jahr für Jahr schlechter. Wer von 
Finanzanlagen lebt, dem geht 
es besser. Willy Brandt hatte 

Recht: Wer das Unrecht duldet 
oder gar fördert, der stärkt es. 
Willy Brandt war der Kanzler des 
Friedens nach innen und nach 
außen. Heute kämpft das Kom-
mando Spezialkräfte der Bun-
deswehr in Afghanistan, und ei-
ne deutsche Regierung hat sich 
in Jugoslawien zum ersten Mal 
in der Nachkriegsgeschichte an 
einem völkerrechtswidrigen An-
griffskrieg beteiligt. Sozialismus 
ohne Demokratie ist widersin-
nig, hat Willy Brandt gesagt. Die 
Systemfrage ist zu Gunsten des 
Kapitalismus entschieden, sagt 
Schröder. Die SPD des Gerhard 
Schröder hat die Ideale des de-
mokratischen Sozialismus des 
Godesberger Programms aufge-
geben. Aber die Idee von Gleich-
heit und Gerechtigkeit ist leben-
dig. Sie hatte nur einige Jahre 
keine Stimme im deutschen Par-
lament. Sie wird sie jetzt wieder 
bekommen. 

Ulrich Maurer trat 2005 aus 
der SPD aus. Er war Mitglied 
im Bundesvorstand und im 
Präsidium. Jetzt tritt er als 
baden-württembergischer 
Spitzenkandidat der Linkspartei 
zur Bundestagswahl an.

Willy Brandts Erbe

Schöner leben 
ohne Nazis
Die NPD hat im Sächsischen 
Landtag seit der Wahl vor einem 
Jahr nicht einen Antrag zu sozia-
len Fragen gestellt, stattdessen 
sich aber mit völkischen Reden 
und Geschichtsrevisionismus 
hervorgetan. Deutlicher hätten 
die Rechtsextremisten nicht 
zeigen können, was Julia Bonk, 
Deutschlands jüngste Abgeord-
nete, schon zur sächsischen 
Parlamentseröffnung im Sep-
tember 2004 auf ihrem T-Shirt 
präsentierte.

Von Marion Heinrich. Wer 
als Fremder nach Sömmerda 
kommt, erlebt sein – nein, nicht 
blaues –, sondern rotes Wunder. 
Nicht nur, dass die Kleinstadt 
in Thüringen nur optisch und in 
Sachen Lebensqualität etwas 
hermacht. Eine kleine Anekdo-
te offenbart mehr. In Sömmerda 
war im vergangenen Jahr wieder 
einmal die Aufregung groß. Der 
Grund: Carmen Jühlich, die Lei-
terin der Kindereinrichtung »Flax 
und Krümel«, hatte eine Skizze 
zur Giebelbemalung des Gebäu-
des entworfen. Ihre Handzeich-
nung von Flax und Krümel war 
der Stein des Anstoßes. Warum, 
das weiß heute keiner mehr ge-
nau. Jedenfalls erhitzten sich die 
Gemüter im Wohngebiet »Neue 
Zeit«. Jeder hatte dazu eine 
Meinung. Keiner entschied das 
»Problem«, und so landete die 
Zeichnung auf dem Tisch vom 
Bürgermeister. Der wollte, dass 
die Jüngsten nicht länger im Re-
ko-Chaos spielen müssen und 
sig nierte kurzum den Entwurf 
mit »o.k., Wolfgang Flögel«. Bau-
leute und Maler arbeiteten fort-
an mit Carmen Jühlichs amtlich 
genehmigter Skizze. Das Ergeb-
nis prangt heute im Großformat 
an der Wand der sanierten Kin-
dereinrichtung. 

Rundherum ein gepfl egtes 
Grundstück von 5000 Quadrat-
metern für 125 Kinder. Alles in 
städtischer Hand, ebenso wie 
sechs weitere Kindereinrichtun-
gen, ein offenes Jugendhaus, 
eine Musikschule usw. Carmen 
Jühlich ist nicht die Einzige, die 
politisch neutral ist und dennoch 
weiß, was sie an Bürgermeis-
ter Wolfgang Flögel hat. Egal, 
ob Bienenzüchterverein oder 

Top-Manager – herzlich und im-
mer ein offenes Ohr für Anlie-
gen und Sorgen seiner Bürger, 
so beschreibt ihn jeder hier. Die 
Mehrheit im Stadtparlament ist 
seit 2004 nicht nur Vertrauens-
beweis – es ist zugleich der Ar-
beitsauftrag für den parteilosen 
Bürgermeister mit dem Mandat 
der Linkspartei.PDS. 

Sömmerda hat nicht weni-
ger Probleme und Sparzwänge 
als andere ostdeutsche Städte. 
Auch hier gibt es mehr als 20 
Prozent Arbeitslose. Dennoch 
spüren die Einwohner, dass ih-
rem Bürgermeister der wirt-
schaftliche Aufschwung der Re-
gion am Herzen liegt. 

Georg Erdrich, 57-Jähriger Un-
ternehmer aus dem württember-
gischen Renchen-Ulm, wurde 
am 28. Juli 2005 zum Unterneh-
mer des Kreises Sömmerda ge-
kürt. Er schwärmt von der unbü-
rokratischen Zusammenarbeit 
mit Sömmerdas linker Stadtver-
waltung genauso wie von den 
hoch motivierten Mitarbeitern 
seiner Firma. 450 Arbeitsplätze 
wurden allein von Erdrich-Um-
formtechnik hier in Sömmerda 
geschaffen. Doch auch Firmen 
wie Fujitsu-Siemens, CAB und 
WRF haben viel dazu beigetra-
gen, dass die Stadt wirtschaft-
lich vorankommt. Sömmerda 
blüht tatsächlich auf – ein Wun-
der in Zeiten der Resignation? 
Wohl eher nicht. Bürgernahe 
Politik steht und fällt immer mit 
den Personen, die für sie ein-
stehen. Wolfgang Flögel ist der 
lebendige Beweis dafür. Seine 
private Telefonnummer steht im 
Übrigen immer noch im öffentli-
chen Telefonbuch. Anruf genügt. 
Und Nachmachen lohnt sich!

Von Wolfgang Neskovic. Vie-
le Menschen sorgen sich um 
die soziale Gerechtigkeit in un-
serem Land, ich auch. Als Rich-
ter bin ich der Wahrheit und Ge-
rechtigkeit verpfl ichtet. Deshalb 
ist es für mich jetzt an der Zeit, 
dafür auch auf der politischen 
Ebene zu kämpfen. Denn Un-
gerechtigkeit ist kein Naturer-
eignis. Den Spitzensteuersatz 
zu senken und zeitgleich mit 
Hartz IV gesetzlich Armut zu 
verordnen, zeigt, dass die herr-
schende neoliberale Politik we-
sentliche Grundwerte unserer 
Verfassung aus den Augen ver-
loren hat. Das Grundgesetz ist 
sozial ausgerichtet. In der Wer-
teordnung unserer Verfassung 
stellt das Sozialstaatsprinzip 
einen zentralen Grundwert dar. 
Wer behauptet, wir könnten uns 
den Sozialstaat nicht mehr leis-
ten, bewegt sich nicht auf dem 

Boden unseres Grundgesetzes. 
Wir müssen uns den Sozialstaat 
leisten – so lautet der Auftrag 
unseres Grundgesetzes. Das 
heißt, der Staat ist verpfl ichtet, 
sich die notwendigen Mittel zu 
beschaffen, um den Bestand 
des Sozialstaates zu gewährleis-
ten. Dabei erfordert das Sozial-
staatsprinzip zwingend eine am 
Grundsatz der sozialen Grund-
werte orientierte Handlungswei-
se. Das ist bei Union, SPD und 
Grünen nicht mehr zu erkennen. 
Sie haben sich mit ihrer Politik 
von den Wurzeln unserer Ver-
fassung verabschiedet. Es ist 
höchste Zeit, den verheerenden 
Satz von Rot-Grün, zu ihrer Poli-
tik gäbe es keine Alternative, zu 
widerlegen. 

Wolfgang Neskovic ist Bundes-
richter und kandidiert auf Platz 4 
der Landesliste Brandenburg.

Ungerechtigkeit
ist kein Naturereignis

Mehr 
Demokratie 
ist machbar,
Herr Nachbar!
Von Bodo Ramelow. Die Weige-
rung der Herrschenden, plebis-
zitäre Elemente ins Grundgesetz 
aufzunehmen, ist eine Misstrau-
enserklärung gegenüber Bür-
gerinnen und Bürgern. Immer 
mehr Entscheidungen, die unse-
re persönlichen Belange betref-
fen, werden weit weg von unse-
ren Heimatorten getroffen. Die 
Entfremdung zwischen der Poli-
tik etablierter Parteien und Bür-
gerinnen und Bürgern nimmt zu. 
Demokratie aber muss von Men-
schen gespürt und gelebt werden, 
sonst ist sie in Gefahr. Direkte 
Demokratie ist ein entscheiden-
der Schlüssel dagegen. Mehr di-
rekte Demokratie und Stärkung 
des Parlamentarismus sind nicht 
gegensätzlich, sondern ergänzen 
sich wechselseitig. Umfragen be-
legen, dass über 80 Prozent der 
Bürgerinnen und Bürger auf al-
len Ebenen mehr mitentscheiden 

wollen. Deshalb gehören Volks-
entscheide und Volksbegehren 
nicht nur ins Grundgesetz, son-
dern auch in Landesverfassun-
gen und Kommunalordnungen. 
Im Frühjahr 2000 startete mit 
»Mehr Demokratie in Thüringen« 
das erfolgreichste Volksbegehren 
in der Geschichte der Bundesre-
publik. Über 380 000 Bürgerin-
nen und Bürger unterstützten die 
Bemühungen eines Bündnisses, 
darunter auch die PDS, die Volks-
begehrenshürde – wie in Schles-
wig-Holstein und in Brandenburg 
– von 14 Prozent auf 5 Prozent zu 
senken. Für den Volksentscheid 
wurden bayerische Verhältnis-
se vorgeschlagen: keine Zustim-
mungsklausel für den Volksent-
scheid über einfache Gesetze 
und eine Halbierung der Klausel 
auf 25 Prozent beim Volksent-
scheid über Verfassungsände-
rungen. Den erheblichen Verbes-
serungen der Landesregelungen 
musste sich letztlich auch die 
CDU anschließen. Bürgerinnen 
und Bürger sind sehr aktiv, wenn 
sie eine echte Chance zur Mitge-
staltung erhalten. Fazit: Druck, 
Ausdauer und breite Allianzen 
lohnen sich. Mehr Demokratie ist 
ein Markenzeichen der Linkspar-
tei.PDS. Das Ringen um direkte 
Demokratie ist aber kein Mono-
pol einer Partei.

Bodo Ramelow leitet den Wahl-
kampf der Linkspartei und ist 
Spitzenkandidat in Thüringen.
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Politik ist
keine Show
»Die Linke« sprach mit dem 
Schriftsteller Günter Wallraff.

Was sind gegenwärtig 
Themen, die erhöhten 
Aufklärungsbedarf hätten?

Die systematisch betriebene 
Entsolidarisierung innerhalb der 
Gesellschaft: Formen moder-
ner Sklavenarbeit auf Baustel-
len und über Menschenhänd-
ler, »Subfi rmen« genannt; völlig 
rechtlose Arbeitsimmigranten 
oft zu Stundenlöhnen unter fünf 
Euro; Skandalisierungs- und De-
nunziationsberichterstattung 
in den Massenmedien mit der 
Absicht, einzelne unbequeme 
Querdenker zum Abschuss frei-
zugeben oder benachteiligte Be-
völkerungsschichten wie – zum 
Beispiel Arbeitslose – zu dämo-
nisieren.

Was der Herrschaft in diesem 
Lande gefährlich sein könnte, 
wird mit kollektiver Verun-
glimpfung überzogen. Was 
würden Sie Lafontaine, Gysi 
und ihren Mitstreitern raten?

Auch Fehler einzugestehen, zu 
differenzieren und einer schein-
baren Übermacht gegenüber 
standzuhalten. Für mich sind die 
Politiker am glaubwürdigsten, 
die nicht immer gleich fertige 
Antworten und Patentrezep-
te aus dem Ärmel schütteln. 
Ich halte nicht viel von reinen 
Schein- und Showkämpfen der 
Kanzlerkandidaten im Fernse-
hen, die nur darüber hinwegtäu-
schen sollen, wie marginal sich 
ihre sozialpolitischen Vorstellun-
gen in Wirklichkeit voneinander 
unterscheiden. Allein das Vor-
handensein einer undogmati-
schen starken Linkspartei kann 
dazu beitragen, dass die ande-
ren Parteien wieder unterscheid-
barer und eventuell sogar sozial 
orienterter werden. Anstatt sich 
inhaltlich mit dem Programm 
der Linkspartei auseinander zu 
setzen – und da gibt es sicher-
lich einiges auszusetzen – wird 
von den anderen Parteien nun 
versucht, mit formaljuristischen 
Tricksereien und der Begleitmu-
sik gezielter Medienkampagnen 
die neue Linke als Partei nieder-
zumachen. 

Von Frank Spieth. Die gesetzli-
che Rentenversicherung hat bis 
zur Rentenreform im Jahre 2001 
trotz aller Kürzungen eine ein-
drucksvolle Erfolgsbilanz aufzu-
weisen. Altersarmut wurde ver-
ringert, Arbeitsmarktprobleme 
wurden durch Frühverrentungen 
sozial abgefedert und soziale 
Folgeprobleme der Wiederver-
einigung abgemildert. Die Ren-

tenversicherung hat heute ein 
Finanzproblem, aber viel mehr 
noch befi ndet sie sich in einer 
Vertrauens- und Akzeptanzkrise. 
Zum einen wollen die Arbeitge-
ber ihren Anteil an den Beiträgen 
nicht mehr leisten. Zum anderen 
mussten die Versicherten trotz 
tendenziell steigender Beitrags-
sätze in den letzten Jahren in 
immer kürzeren Zeitabständen 

Leistungseinschränkungen er-
leben. Die entscheidende Frage 
im Hinblick auf die Zukunft der 
Rentenversicherung ist nicht, ob 
wir uns eine Rentenversicherung 
noch leisten können, sondern ob 
wir sie uns noch leisten wollen. 
Dahinter verbirgt sich letztlich 
die Frage, wer die Kosten für die 
Altersversorgung tragen soll: die 
Versicherten auf solidarischer 
Grundlage oder jeder in Eigen-
verantwortung und damit entso-
lidarisiert. Die Forderung nach 
Senkung der Lohnnebenkosten 
und nach mehr Eigenvorsorge 
bedeutete bisher immer eine 
Verteuerung der Alterssicherung 
oder Leistungseinschränkungen 
zulasten der Versicherten. Alter-
nativen aber werden weitgehend 
tabuisiert. Dies gilt sowohl für 
die Ausweitung des versicher-
ten Personenkreises und die An- 
oder Aufhebung der Beitrags-
bemessungsgrenze als auch für 
die Abkopplung der Arbeitge-
berbeiträge von der Lohnsum-
me und deren Bemessung nach 
der Wertschöpfung der Unter-
nehmen. Altersvorsorge braucht 
Kontinuität und gesellschaftli-
chen Konsens. Laut Meinungs-
forschungsinstituten sind bis zu 
80 Prozent der Menschen für 
die solidarischen und sozialen 
Sicherungssysteme. Daran wird 
die Linke im Bundestag anknüp-
fen, um das Umlageverfahren als 
sicherste Finanzierungsart für 
die Rentenversicherung weiter 
zu entwickeln.

Frank Spieth ist Vorsitzender 
des DGB-Landesverbandes 
Thüringen und auf Platz 4 der 
Landesliste Thüringen.

Auf neuen Wegen Vertrauen
in die Rente zurückgewinnen

Von Monika Knoche. In den 
vergangenen Jahren wurde das 
Gesundheitswesen auf seine be-
triebswirtschaftliche Größe re-
duziert. Erfolg oder Misserfolg 
der Politik bemaß sich an der 
Höhe der Beitragssätze. Qua-
lität und Gerechtigkeit blieben 
auf der Strecke. Von mehr Wett-
bewerb und Effi zienz ist die Re-
de – als sei Krankheit eine Wa-
re. Als könnten die Wunden, die 
ein ökonomisches Verwertungs-
interesse dem Versorgungswe-
sen geschlagen hat, durch eine 
höhere Dosis desselben Gifts 
geheilt werden. Wer Privatisie-
rung und Eigenverantwortung 
sagt, meint Deregulierung, Leis-
tungsentzug und Zuzahlung. 
Der Gesundheitsbereich bewegt 
jährlich ein größeres Finanzvo-
lumen als der Bundesfi nanzmi-
nister. Da schlummern gewalti-
ge Potenziale, das sichert etwa 
drei Millionen Arbeitsplätze. Wer 
auf Belastung der Patienten und 
gesetzlich Versicherten setzt 
und die Unternehmen mehr und 
mehr aus ihrer Sozialpfl icht ent-
lässt, gefährdet diese Potenziale. 
Kranke müssen auf die Hilfe der 
Gesellschaft vertrauen können. 

Deshalb wollen wir die Kranken-
versicherung als eine gesetzliche 
für alle Bürgerinnen und Bürger 
realisieren. Die Wertschöpfungs-
abgabe soll Unternehmen nicht 
mehr nach der Zahl ihrer Be-
schäftigten, sondern nach ihrer 
Wertschöpfung in einer neuen 
Form der Parität an der Finan-
zierung beteiligen. Das ist solida-
risch, das ist modern. Was in den 
Polikliniken im Osten früher gang 
und gäbe war, Koordination und 
Kooperation aller Beteiligten, 

kann durch Vernetzung erreicht 
werden und die Qualität der Ver-
sorgung sichern. Wer den Anfor-
derungen der Demografi e und 
der versicherten Familien und Er-
werbsstrukturen Rechnung tra-
gen will, kann auf das Wissen vor 
Ort nicht verzichten.

Monika Knoche war Gründungs-
mitglied der Grünen und kandi-
diert zur Bundestagswahl 2005 
auf der sächsischen Landesliste 
der Linkspartei.PDS.

Wa(h)re Gesundheit
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Von Jan Korte. Nun ja, ich habe 
sieben Jahre lang studiert, und 
es hätte auch schneller gehen 
können. Aber Schnelligkeit steht 
nicht zwingend für Qualität. In 
den Jahren meines Studiums ha-
be ich nebenher viel Uni-Politik 
gemacht und mich im Studieren-
denparlament für die Interessen 
meiner Kommilitonen stark ge-
macht.

Gleichzeitig musste ich fest-
stellen, dass es weniger Semi-
nare gab, die Kopierer im Institut 
meistens nicht funktionierten 
und die Vorlesungen übervoll 
waren. Das beklagen alle, aber 
es ändert sich nichts. Nur das 
Klima an den Unis ist anders ge-
worden. Man merkt, dass das 
Studium vorwiegend auf wirt-
schaftliche Interessen ausge-
richtet wird, kritische Wissen-
schaft immer weniger vorkommt 
und nicht zuletzt Studiengebüh-
ren – in welcher Form auch im-
mer – Zwang, Stress und weni-
ger Offenheit bedeuten.

Am Ende meines Studiums ist 
es nun für meine gerade gestar-
teten Kommilitoninnen und Kom-

militonen so weit, dass fast über-
all allgemeine Studiengebühren 
von mindestens 500 Euro ein-
geführt werden sollen und sich 
die Banken schon die Hände rei-
ben. Auch ich musste nebenbei 
für meinen Lebensunterhalt job-
ben – für die, die jetzt anfangen, 
wird es jedoch noch schwieriger. 
Denn nach der Einführung von 
Studiengebühren wird Studieren 
endgültig vom Geldbeutel der 
Eltern oder von der Kreditauf-
nahme bei einer Bank abhängig 
– und das in einem der reichsten 
Länder der Erde.

Ich habe während meines Stu-
diums trotz aller Schwierigkeiten 
viel gelernt. Mir geht es um Bil-
dung, die alle fördert und keinen 
zurücklässt und die dazu befä-
higt, Gesellschaft zu verändern. 
Deshalb kandidiere ich für die 
Linkspartei für eine soziale und 
demokratische Bildungs- und 
Hochschulpolitik.

Jan Korte ist Mitglied des Partei-
vorstandes und kandidiert auf 
Platz 2 der Landesliste der Links-
partei.PDS Sachsen-Anhalt.

Ungebührlich 
verhalten!

Von Michael Schlecht. Auch 
wenn die jüngste Pisa-Studie 
Fortschritte zeigt: In der Bil-
dung ist Deutschland immer 
noch weit abgeschlagen. Wir 
brauchen Ganztagsschulen mit 
kleinen Klassen, damit unsere 
Kinder ausreichend gefördert 
werden. Wir brauchen mehr und 
bessere Krippen, Kindertages-
stätten und Horte. Gebühren-
frei. Mit ausreichendem und gut 
qualifi ziertem Personal. Erzie-
hung und Bildung kosten Geld. 
Um mit dem Spitzenreiter Finn-
land gleichzuziehen, zusätzlich 
rund 20 Milliarden Euro im Jahr. 
Studien belegen dies. 

Wie soll das fi nanziert wer-
den? Deutschland ist ein reiches 
Land. Nur ist dieser Reichtum 
sehr ungleich verteilt. Ein hal-
bes Prozent der Bundesbürger – 
das sind rund 400 000 – verfügt 
über 25 Prozent des Geldvermö-
gens. Weshalb soll es eigentlich 
Vermögenden nicht zumutbar 
sein, Vermögenssteuer zu zah-
len? Bei einem Freibetrag von 
300 000 Euro je Person? Dies 
bringt alleine 25 Milliarden Euro. 
Weshalb muss eigentlich ständig 
der Spitzensteuersatz gesenkt 

werden? Einkommensmillionä-
re zahlen bereits über 100 000 
Euro weniger Steuern im Jahr 
– im Vergleich zu 1998. Das hat 
Rot-Grün so gewollt. Das kos-
tet jährlich über zehn Milliarden 
Euro. Die CDU/CSU will dem 
Einkommensmillionär zusätz-
lich 30000 Euro schenken. Der 
Spitzensteuersatz muss auf 50 
Prozent angehoben werden. Zu 
hoch? Wird so nur Steuerfl ucht 
begünstigt? Zunächst: Unter 
Kohl war der Spitzensteuersatz 
mit 53 Prozent noch höher. Und 
da soll ein Satz von 50 Prozent 
zum Untergang der abendlän-
dischen Kultur führen? Nach all 
den Steuergeschenken von Rot-
Grün? Um wie viel ist die Steu-
erfl ucht eigentlich zurückgegan-
gen? Kaum. Steuerfl ucht kann 
man nicht mit einer Billig-Steuer 
bekämpfen, dazu bedarf es Kon-
trollen. 

Was ist eigentlich wichtiger: 
die Zukunft unseres Landes, die 
Zukunft unserer Kinder – oder 
die Privilegierung hoher Einkom-
men und großer Vermögen?

Michael Schlecht  ist
ver.di-Chefökonom.

Pisa und der 
Spitzensteuersatz

Von Michael Bartsch. Trotz der 
dramatischen 16-Prozent-Ver-
luste bei der Landtagswahl vom 
September 2004 setzt die Union 
in Sachsen auf fragwürdige Kon-
tinuität. Kaum wieder in Regie-
rungsverantwortung, kommt eine 
neue Schulschließungswelle ins 
Rollen. Angeblich fi elen neueste 
Schülerprognosen noch ungüns-
tiger aus. Weitere 82 Schulen 
wurden daraufhin geschlossen. 
Der bisher maßgeblich von der 
Linkspartei organisierte Wider-
stand in Gestalt der monatlichen 
Treffen der Schulinitiativen im 
Landtag bekam eine breitere Ba-
sis. Die Oppositionsparteien FDP 
und Grüne zeigen kaum noch 
Berührungsängste. Neu-Koaliti-
onär SPD hingegen macht gute 
Miene zum bösen Spiel. An der 
zweiten Front sah sich das Mi-
nisterium dem geschlossenen 
Widerstand der Lehrerschaft ge-
gen eine drastische Teilzeitrege-
lung gegenüber. Am Ende stand 
ein Tarifkompromiss, der für die 

nächsten Jahre weiteren Un-
terrichtsausfall erwarten lässt. 
CDU-Dogmen lassen offenkun-
dig keine innovativen Antworten 
auf demografi sche Herausfor-
derungen zu. Da ist zum einen 
die durch nichts zu belegende 
Behauptung, Unterrichtsquali-
tät erfordere eine Mindestgröße 
der Schule. Zum anderen ist es 
das starre Festhalten am geglie-
derten Schulsystem, das Schüler 
schon nach der 4. Klasse ausson-
dert und damit gerade im ländli-
chen Raum Standortprobleme 
verschärft. Der Schulgesetzent-
wurf der sächsischen Linkspar-
tei.PDS sieht das gemeinsame 
Lernen bis zur achten Klasse vor. 
Schließlich ist es die Ineffi zienz 
des Systems, die hohen Unter-
richtsausfall trotz günstiger Leh-
rer-Schüler-Relation produziert. 
Der Bundestagswahlkampf fällt 
in die Zeit des Schulbeginns. An-
gesichts der Scheinlösungen er-
wartet die sächsische Union wie-
der ein heißer Spätsommer.

Schule im Dorf lassen
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Linke Politik 
für kleine und 
große Leute
Von Marianne Linke. Aus Kin-
dern werden Leute – doch bis 
das so weit ist, liegt ein langer 
Weg vor ihnen. In Mecklenburg-
Vorpommern besuchen 96 Pro-
zent aller Kinder einen Kinder-
garten. Um die Kinder gerade 
in dieser für die Entfaltung ihrer 
Persönlichkeit wichtigen Phase 
gezielt zu fördern, hat das Land 
das Kindertagesförderungsge-
setz erlassen. Damit wurde erst-
malig der Anspruch eines jeden 
Kindes auf vorschulische Bildung 
und gesundheitliche Förderung 
festgeschrieben. Gemeinsam 
mit dem Sozialministerium ha-
ben Wissenschaftler der Univer-
sität Rostock zunächst für die 
Fünfjährigen einen »Rahmenplan 
für die zielgerichtete Vorberei-
tung von Kindern in Kindertage-
seinrichtungen auf die Schule« 
entwickelt.

Dieses Papier setzt seit dem 
1. September 2004 den verbind-
lichen Rahmen für die Vorschul-
bildung. In ihm sind die fünf Bil-
dungs- und Erziehungsbereiche 
Sprache, Bewegung, Natur, Mu-
sik und bildnerisches Gestalten 
sowie elementares mathemati-
sches Denken enthalten. Gleich-
zeitig bietet der Plan den 1050 
Kindereinrichtungen in Meck-
lenburg-Vorpommern genügend 
Freiraum, ihr ganz eigenes pä-
dagogisches Konzept zu entwi-
ckeln und einzubringen. Alle im 
Zusammenhang mit der vorschu-
lischen Bildung stehenden Auf-
wendungen werden durch das 
Land Mecklenburg-Vorpommern 
mit jährlich sieben Millionen Eu-
ro zusätzlich fi nanziert. Neben 
den Bildungsinhalten stellt die 
Umsetzung dieses Rahmenplans 
hohe Ansprüche an die Qualifi -
zierung der Erzieherinnen. Hier 
profi tiert Mecklenburg-Vorpom-
mern von der guten fachlichen 
Ausbildung der Kindergärtne-
rinnen im Osten Deutschlands. 
Mit welchem Engagement sich 
die Erzieherinnen ihrer Aufgabe 
stellen, zeigt sich daran, dass in-
nerhalb eines Jahres zirka 1500 
Erzieherinnen die geforderten, 
ebenfalls öffentlich fi nanzierten 
Weiterbildungsangebote genutzt 
haben. Mit dem Rahmenplan 
leistet das Land Mecklenburg-
Vorpommern einen wichtigen 
Beitrag zur chancengleichen Ent-
wicklung der Kinder. 

Marianne Linke ist Sozial-
ministerin in Mecklenburg-
Vorpommern und kandidiert im 
Wahlkreis gegen Angela Merkel.

Gesine Lötzsch initiierte ein Gemeindeschwestern-
programm, das sozial, praktisch und fi nanzierbar ist.
www.gesine-loetzsch.de

Mit GIS 
die Welt 
entdecken

Gruppen- und 
Studienreisen 
mit Qualität

 weltweit ...

Blick ins
Grundgesetz
In Artikel 14, Absatz 2 und 3 des 
Deutschen Grundgesetzes ist 
wörtlich zu lesen: »Eigentum ver-
pfl ichtet. Sein Gebrauch soll dem 
Wohl der Allgemeinheit dienen. 
Eine Enteignung ist zum Wohl 
der Allgemeinheit zulässig.«

Sinkende Renten
Berechnungen zufolge wird das 
Rentenniveau durch die rot-grüne 
Rentenreform von derzeit 69,7 
Prozent für den Durchschnittsver-
diener bei 45 Jahren sozialversi-
cherungspfl ichtiger Arbeitszeit 
bis ins Jahr 2030 auf 52,5 Prozent 
absinken. Dies entspricht einer 
Rentenkürzung um 25 Prozent.

Das Nötigste
zum Leben
Sozialverbände haben errechnet, 
dass der Mindestsatz, der zum 
Leben benötigt wird, bei 420 Eu-
ro liegt. Die Linkspartei, die für 
die Abschaffung von Hartz IV ein-
tritt, setzt sich daher dafür ein, 
dass in einem ersten Zwischen-
schritt das ALG II auf diesen Satz 
angehoben wird – und zwar ein-
heitlich in Ost und West.

Selbst Schuld?
Obwohl in Deutschland Arbeits-
losigkeit zu einem Massenphä-
nomen geworden ist, das fast 
alle treffen kann, fühlen sich Be-
troffene immer häufi ger schuldig 
und ausgegrenzt. In Duisburg 
gibt es eine Straße der Arbeitslo-
sen in einer ehemaligen Stahlar-
beitersiedlung, deren Bewohner 
sich kaum noch in Stadtteile wa-
gen, in denen die meisten Leute 
Arbeit haben. Erwerbslose füh-
len sich stigmatisiert. Eine eu-
ropäische Vergleichsstudie be-
legt, dass in Deutschland das 
Ausmaß sozialer Isolation durch 
Erwerbslosigkeit am stärksten 
ausgeprägt ist.

Linker wählen,
schöner lesen.

Abo-Hotline
030 / 29 39 08 00
www.neues-deutschland.de
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Günter Wallraffs Buchemp-
fehlungen: ■ »Abgezockt und 
totgepfl egt« Alltag in deutschen 
Pfl egeheimen; Matthias P. Econ-
Verlag (Ab 2.9.05 wird das 
Pseudonym des Autors gelüftet.)
■ Landolf Scherzer: »Der Grenz-
gänger«; Reportagebuch über 
das Zusammenwachsen 
bzw. Auseinanderdriften 
von Ost- und Westdeutschland. 
Erscheint Anfang September 
im Aufbau-Verlag.



Laut Lexikon ist Konstantin 
 Wecker der populärste Lieder-
macher Deutschlands. Mit ihm 
sprach Diether Dehm, Künstler-
kollege und Spitzenkandidat der 
Linken in Niedersachsen.

Du hast mit Parteien, für die 
du dich engagiert hattest, 
schon reichlich Enttäuschung 
eingefahren. Warum jetzt 
doch wieder?

In der Tat, nach dem Reinfall 
mit SPD und Grünen hatten vie-
le Künstler wie ich von Partei-
politik die Schnauze voll. Der 
Bundestag scheint so eine Art 
»Schimmelpilz der Anpassung« 
auszustreuen. Besonders dann, 
wenn kein frischer Wind dran-
kommt, weil die Gesellschaft 
stillsteht. Als von der SPD die 
Gewerkschaften und von den 
Grünen die Antiatombewegung 
und vor allem die Friedensbe-
wegung stillgestellt wurden, 
begann auch ihr parlamentari-
sches Leben abzufaulen. Des-
halb habe ich jetzt viel mehr die 
außerparlamentarische Bewe-
gung im Auge. Ich möchte, dass 
sich die neue Linkspartei, wenn 
sie im Bundestag ist, zuallererst 
als eine Stimme der sozialen 
Bewegungen, des Antikriegspro-
testes versteht. Erst wenn in 
diesem Land – wie in Berlin am 
14. Februar 2003 die halbe Mil-
lion gegen den Irakkrieg – Hun-
derttausende für ein besseres 
Gesundheitswesen, für Lehrmit-
telfreiheit demonstrieren, wenn 
die Rentner sich zu wehren an-

fangen, erst dann kommt auch 
wieder frisches Leben in den 
Bundestag. Aber dann muss da 
auch eine starke linke Opposi-
tion sitzen, die den Ball von au-
ßen aufnimmt. Deswegen sym-
pathisiere ich – durchaus nicht 
unkritisch – mit der Linken im 
Bundestag.

Und was erwartest du 
konkret von dieser linken 
Opposition?

Sie soll den wirtschaftlich 
Mächtigen in die Karten gucken 
und nachrechnen, wenn die 
das Volk durch ihre Lobbys für 
dumm verkaufen wollen. Abge-

ordnete sollen mit ihrer parla-
mentarischen Immunität zum 
Desertieren im Kriegsfall aufru-
fen oder innerhalb der Bannmei-
le gegen Nazis demonstrieren. 
Sie sollen »Attac«, die Globa-
lisierungskritiker, die Gewerk-
schaften mit Insiderwissen aus 
den Machtzentralen versorgen. 
Aber das alles bringt am Ende 
nur was, wenn die Menschen 
wieder Lust und Mut bekom-
men, sich selbst zu vertreten. 
Das kann eine Partei nie erset-
zen, nur unterstützen. So wie 
wir Künstler. Dabei ist den fol-
genden Worten von Oscar Maria 
Graf nichts hinzuzufügen: »Ist 
der Schriftsteller nur da, um die 
höchste Sprachmeisterschaft 
zu erreichen oder ... mit seinem 
Schreiben das Unrecht auf der 
Welt, wo immer es sich auch 
zeigt, zu bekämpfen ... jeden 
Krieg als Verbrechen zu brand-
marken – auf die Gefahr hin, ein 
Leben lang verkannt und ver-
dächtigt zu werden? ... Von da 
ab wurde mir klar, dass ich nur 
noch ein ... so genannter ›enga-
gierter‹ Schriftsteller sein konn-
te, dessen Talent zugleich eine 
unabdingbare menschliche und 
soziale Verpfl ichtung war.« 

Von Christa Müller. 1995 wur-
de ich in dem westafrikanischen 
Land Benin erstmals mit dem 
Brauch der weiblichen Beschnei-
dung konfrontiert. Spontan ent-
schloss ich mich, diese grausa-
me Tradition zu bekämpfen. Ich 
begann, Spenden zu sammeln 
und gründete 1996 den Verein 
»(I)NTACT Mädchenhilfe – Inter-
nationale Aktion gegen die Be-
schneidung von Mädchen und 
Frauen e.V.«. Weltweit sind rund 
130 Millionen Frauen und Mäd-
chen Opfer weiblicher Genital-
verstümmelung. Der Brauch 
wird in rund 30 afrikanischen 
Ländern praktiziert. Dort arbei-
ten bereits Organisationen en-
gagiert an der Abschaffung der 
grausamen Tradition. Derzeit fi -
nanziert (I)NTACT Projekte in Be-
nin, Burkina Faso, Guinea, Mali, 
Senegal, Sierra Leone, Tansania, 
Togo und im Tschad. Im Sudan 
sind Projekte in Planung. Zum 
Beispiel werden Beschneiderin-
nen unterstützt, die ihr blutiges 
Handwerk und das damit ver-

bundene Einkommen und Pres-
tige aufgeben. Kleine Kredite er-
möglichen es den Frauen, sich 
neue Einkommensquellen zu 
schaffen. Besonders glücklich 

bin ich über den großen Erfolg 
von (I)NTACT und seinen Part-
nern in Benin: Nach zehn Jah-
ren intensiven Engagements ist 
es uns gelungen, alle Beteiligten 

davon zu überzeugen, die weib-
liche Beschneidung aufzugeben. 
Im April dieses Jahres wurde das 
Ende der weiblichen Beschnei-
dung mit einem großen Staats-
akt gefeiert. Alle 216 Beschnei-
derinnen haben ihr altes Metier 
aufgegeben. Über 1 200 Komi-
tees überwachen in den Dörfern 
die Unversehrtheit der Mädchen. 
Der Erfolg in Benin zeigt, dass in 
relativ kurzer Zeit ein jahrtausen-
dealter Brauch aufgegeben wer-
den kann. Auch in Deutschland 
leben schätzungsweise 30 000 
Frauen afrikanischer Herkunft, 
die beschnitten sind. 5 000 Mäd-
chen sind potenziell von Genital-
verstümmelung bedroht. Fern 
der Heimat ist die Macht der al-
ten Traditionen oftmals ungebro-
chen. (I)NTACT betreibt darum 
auch in Deutschland intensive 
Informationsarbeit. 

www.intact-ev.de
Spendenkonto: Nr. 71 20 00,
Sparkasse Saarbrücken,
BLZ 590 501 01

Von André Brie. Die Linkspar-
tei.PDS war mit Leidenschaft und 
Konsequenz gegen den Irak-
Krieg. Das schloss die Ablehnung 
jeder logistischen Unterstützung 
der US-Aggression, zum Beispiel 
von ihren Stützpunkten in 
Deutschland, ein. Darin unter-
schied sie sich von SPD und Grü-
nen. Wir waren jedoch auch ge-
gen den ersten Golf-Krieg, gegen 
den Jugoslawien-Krieg 1999 und 
gegen den Einmarsch in Afgha-
nistan. Krieg ist Barbarei. Im Irak 
gibt es in diesem glühend heißen 
Sommer kaum genießbares Trink-
wasser. Die Kinder des Landes 
sind die Opfer, die in keiner Zei-
tungsmeldung und Statistik auf-
tauchen. Oft sind sie auch Opfer 
des Terrors und anderer Gewalt. 
Am Vormittag des 19. Juli stand 
ich auf dem Gasali-Friedhof in 
Neu-Bagdad vor dem Grab eines 
Mädchens, das beim Anschlag 
auf einen Tanklastzug umgekom-
men ist. Der Grabgesang des 
Imams löste endgültig die Trä-
nen. Krieg ist auch keine Antwort 

auf die Barbarei der Taliban oder 
Saddam Husseins. Krieg kann 
diktatorische Regimes hinwegfe-
gen, aber er bringt keinen Frie-
den und keine Demokratie. Er 
bringt immer neuen Krieg. Weder 
im Kosovo noch in Afghanistan, 
vom Irak ganz zu schweigen, ist 
Stabilität erreicht worden. Es gibt 
die Spur vom ersten Golf-Krieg 
über den Kosovo hin zu diesem 
Grab in Neu-Bagdad. Alle zehn 
oder zwanzig Kilometer passiert 
man im Irak Militärstützpunkte 
und Checkpoints der Polizei. 
Noch öfter kommt man dort vor-
bei, wo die Besatzungstruppen, 
Aufständische, fundamentalisti-
sche Milizen, Selbstmordattentä-
ter und Kriminelle gemordet ha-
ben. In der Kleinstadt Khalis, 
knapp einhundert Kilometer 
nordöstlich von Bagdad, wurden 
in den ersten drei Juliwochen 
sechsundzwanzig Menschen ge-
tötet. Ein Selbstmordattentäter 
kostet 15000 US-Dollar. Er mag 
seine kruden religiösen Phantasi-
en haben. Eine soziale Perspekti-

ve hat er nicht. Seine Schwester 
oder die ganze Familie werden 
mit dem Geld wohlhabend. Die 
USA haben den Irak in den Bür-
gerkrieg und eine fast ausweglo-
se Situation gebombt. Wir wollen 
eine ursachenorientierte Politik: 
keine militärische und fi nanzielle 
Unterstützung für Diktaturen; ei-
ne konsequente Menschen-
rechtspolitik, die nicht ökonomi-
schen und Machtinteressen 
untergeordnet wird; das Verbot 
von Waffenexporten. Eine Politik, 
die den Völkern des Südens die 
eigenständige soziale, wirtschaft-
liche, kulturelle und ökologische 
Entwicklung ermöglicht. Für die 
Kriege im Irak, in Afghanistan, im 
Kongo oder in Darfur reicht das 
nicht aus. Die Linke, die ganze 
Gesellschaft wäre nach meiner 
Überzeugung gut beraten, die 
Diskussion und den Kampf um ei-
ne demokratischere, friedensfä-
hige und starke UNO zu führen. 

André Brie ist Abgeordneter 
des Europäischen Parlaments.

Das Ende eines blutigen Handwerks

Von Wolfgang Gehrcke. Es be-
gann so hoffnungsvoll. Rot-Grün 
hatte 1998 die Bundestagswah-
len gewonnen. Die Massenar-
beitslosigkeit sollte bekämpft 
und deutsche Außenpolitik Frie-
denspolitik werden. Mein Blick 
ging über die Regierungsbank 
und blieb an vielen hängen. 
Mit Gerhard Schröder verband 
mich der Kampf gegen die Na-
to-Nachrüstung, mit Joschka Fi-
scher demonstrierte ich gegen 
den Vietnam-Krieg, mit der roten 
Heidi ging’s um europäische Ju-

gendbeziehungen, Jürgen Trit-
tin kam aus dem ZK des Kom-
munistischen Bundes, und das 
Bild Otto Schilys mit erhobener 
Faust schien mir symbolisch. 
Das System aber war nachhal-
tiger als die Systemveränderer, 
wieder entließ die »Revolution« 
ihre Kinder. Stärker als von an-
deren gingen von Joseph Fischer 
die Impulse aus. Der rot-grüne 
Sündenfall begann mit dem völ-
kerrechtswidrigen Kosovo-Krieg. 
Bevor Schröder Bundeskanzler 
und Fischer Außenminister wur-
den, gaben sie in Washington 
ihre Vergangenheit und Gegen-
wart preis: Sie sagten ja dazu, 
dass von deutschem Boden wie-
der Krieg ausging. Der Begriff 
»humanitäre Intervention« war 
geboren und wurde zum Mar-
kenzeichen Joseph Fischers. Der 
Stratege Fischer begriff schnell: 
Es wird niemand deutscher Au-
ßenminister, der die Nato aufl ö-
sen will. Deshalb der Umbau der 
Nato zur weltweiten Interventi-
onsfähigkeit und Aufbau eines 
eigenständigen militärischen 
Arms der Europäischen Union. 
Ziel der ökonomischen Politik 
Deutschlands sind Weltmarkt 
und Export. Es wird alles ein-
gerissen, was der Freiheit des 
Marktes entgegensteht. Zulas-
ten von Millionen Menschen in 
Deutschland, Europa und der 
Welt. Fischer hat die intellektuel-
leren Begründungen für Krieg als 
Bush, aber eine bessere Begrün-
dung für eine verachtenswerte 
Sache ist politisch und mora-
lisch noch verwerfl icher. Für Rot-
Grün ist Krieg ein Mittel der Poli-
tik – für die Linkspartei ist Krieg 
das Gegenteil von Politik. Wenn 
es um Krieg oder Frieden geht, 
gibt es keinen Kompromiss. 

Wolfgang Gehrcke ist außenpoli-
tischer Sprecher der Linkspartei.
PDS, Spitzenkandidat der 
Linken in Hessen und kandidiert 
im Wahlkreis gegen Fischer.

Blick zurück 
im Zorn

Krieg ist keine Antwort
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Von Rainer Brandt. Hartz IV 
kostet Milliarden Euro. Zu viel, 
meint die CDU. Wir fragen an-
ders: Wieso wird eine Unsumme 
Geld ausgegeben, um Menschen 
zu demütigen? Berlins Wirt-
schaftssenator Harald Wolf (Die 
Linkspartei.PDS) macht eine 
einfache Rechnung auf. Addiert 
man nämlich das Arbeitslosen-
geld II, die Wohnkosten, die Zu-
verdienste, die Mittel für Träger 
von Ein-Euro-Jobs und die Gel-
der für Aus- und Weiterbildung 
für Langzeitarbeitslose, dann 
kommt man schnell auf einen 
Betrag von zirka 1200 bis 1400 
Euro. Das wiederum ist die Sum-
me, die Sozialverbände und die 
Linkspartei.PDS seit Jahren als 
gesetzlichen Mindestlohn han-
deln. Mit diesem Geld ließen 
sich obendrein Normalarbeits-
verhältnisse in einem öffentlich 
geförderten Beschäftigungssek-
tor schaffen, also Arbeit in Wür-
de statt Jobs in Demut. Das wäre 
eine linke Alternative. Sie folgt 
natürlich einer ganz anderen 
Philosophie als der von SPD und 
Grünen. Und sie steht konträr 
zu den Vorstellungen der CDU/
CSU und der FDP. Harald Wolf: 
»Dann würden ehemals Lang-
zeitarbeitslose wieder als nor-
male Arbeitnehmer behandelt 
und nicht länger als Lohndrü-
cker verschrien.« Ergänzt wer-
den muss diese wirkliche För-
derung von Arbeitslosen durch 
eine soziale Grundsicherung für 
jede und jeden – unabhängig 
von Alter, Geschlecht und Wohn-
ort. Eine solche Grundsicherung 
hätte einen »sehr wichtigen Ne-
ben-Effekt«, meint Petra Pau 
(PDS im Bundestag). »Die gan-
ze Datenschnüffelei der Agentur 
für Arbeit würde hinfällig.« Wer 
einmal einen Fragebogen für 
das Arbeitslosengeld II ausfüllen 
musste, weiß, wovon Petra Pau 
spricht und warum sie sagt: »Die 
ganze Agenda 2010 ist der Ge-
genentwurf zu einem modernen, 
sozialen Bürgerrechtsstaat.« In Dresden geriet die Premiere 

von Gerhart Hauptmanns Stück 
»Die Weber« zum Skandal. 
Ein »Chor der Arbeitslosen« 
beschimpfte Ministerpräsident 
Milbradt, Kanzler Schröder 
und Moderatorin Christiansen. 
Besorgt fragte die BILD-Zeitung, 
wie viel Freiheit die Kunst 
vertrage. Mit dem Arzt Dr. 
Gunther Ermlich, Mitglied des 
Chores der Dresdner »Weber«-
Inszenierung, sprach Michael 
Bartsch.

Sind Parallelen zwischen dem 
19. Jahrhundert und heute, 
auf denen die Konzeption 
von Regisseur Volker Lösch 
beruht, eigentlich legitim?

Es ist das ewige Thema zwi-
schen Oben und Unten, zwi-
schen Arm und Reich, zwischen 
Privilegierten und Ausgenutz-
ten. Das ist so alt wie die 
Menschheit. Anders als heute 
waren die Weber 1844 auch 
physisch existenziell bedroht. 
Es bleibt dennoch der gleiche 
Gegensatz.

Das Thema hat sich aber 
zu verschiedenen Zeiten in 
unterschiedlicher Intensität 
gestellt. 

Aktualität ist insofern gegeben, 
als die Zahl der Arbeitslosen 
durch Rationalisierung, Globa-
lisierung und Verlagerung von 
Arbeitsplätzen unaufhaltsam 

steigt. Nur wenige machen et-
was aus ihrem arbeitslosen Zu-
stand und sind dabei glücklich. 
Bei uns im »Weber«-Chor gibt es 
viele, die jeden Euro umdrehen 
müssen und Angst haben, die 
Wohnung zu verlieren. Die Ge-
sellschaft ist eigentlich dreige-
teilt in besitzende Arbeitgeber, 
Lohnarbeiter und Arbeitslose. 
Wenn diese Schere größer wird, 
kann Explosivstoff entstehen. 
Wir zeigen das im Stück.

Muss sich das Theater dieser 
Problematik annehmen? 

Kunst, die sich nicht aktueller 
Themen annimmt, ist Museum. 
Unsere Inszenierung bringt auf 
eine attraktive und sogar unter-

haltsame Weise Gegenwarts-
problematik ins Spiel.

Sind die eingesetzten dras-
tischen Mittel und verbalen 
 Attacken angemessen?

Die Drastik steckt schon in 
Hauptmanns Original. Wir ha-
ben sie nicht hinzuerfunden. 
Alkohol ist dabei ein Mittel, das 
eine Volksmenge außer Kontrol-
le geraten lässt.

Kommt Ihr Stück der Auffor-
derung gleich: »Wehrt euch!«?

Ich würde sagen: Artikuliert 
euch, versteckt euch nicht! 
Tretet heraus aus der 
Depression! Werdet offensiv!

Tretet heraus aus der Depression! 
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Starke Stimme für Schwache

„GROSSE GEDANKEN 
UND GROSSE GEFÜHLE!“
DIE CD ZUM GROSSEN JAHRESTAG mit:

WILLY BRANDT,
ALBERT MANGELSDORFF,
KONSTANTIN WECKER, PETE SEEGER,
PETER SODANN, DANIELA DAHN,
ROLF HOCHHUTH, GÖTZ GEORGE u.v.a

Im Handel oder 15.- @ per mailorder:
sales@lenethun.co.uk

Kultur von links
13.09.05, Hannover, Opernplatz.
19 Uhr, mit Konstantin Wecker, 
Hans Scheibner, Diether Dehm, 
Michael Letz u. a.15 bis 18 Uhr 
Kundgebung mit Lothar Bisky, 
Oskar Lafontaine u. a.

Arbeiten in
Würde statt
Jobs in Demut

Von Pater Gregor Böckermann. 
Seit 1990 demonstriert die Initia-
tive Ordensleute für den Frieden, 
ein freier Zusammenschluss von 
Ordensfrauen und Ordensmän-
nern, regelmäßig vor der Zentra-
le der Deutschen Bank in Frank-
furt am Main, um auf weltweite 
Probleme wie Hunger, Kriege, 
Flüchtlingsströme, Umweltzer-
störung aufmerksam zu machen. 
Wir haben uns mit unserer Geld-
ordnung und dem Zinsnehmen 
auseinander gesetzt. Im Kapita-
lismus bereichert sich eine kleine 
Schicht zulasten der Mehrheit. In 
Deutschland tun das etwa 20 Pro-
zent auf Kosten von 80 Prozent. 
Bei dieser riesigen Umverteilung 
von unten nach oben spielen die 
Banken eine wichtige Rolle. Die 
Superreichen geben ihre Privile-
gien natürlich nicht freiwillig ab. 
Deshalb sind wir dazu übergegan-
gen, auch mit zivilem Ungehorsam 
Widerstand zu leisten. Wir haben 
beispielsweise bei den BMW-
Großaktionären Quandt in Bad 
Homburg ein Stück Rasen ausge-
stochen und es der Bürgermeis-
terin der Stadt übergeben. Eine 
symbolische Enteignung der ganz 
Reichen. Nun sind wir angeklagt 
»wegen Sachbeschädigung und 
versuchten Diebstahls«. Ich freue 
mich schon auf den Prozess.

Ordensleute
für den Frieden
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Gemeinsam mit ihrem Mann Oskar Lafontaine veröffentlichte 
Christa Müller das Buch »Keine Angst vor der Globalisierung. 
Wohlstand und Arbeit für alle.« 



Von Mathias Wedel. Unglaub-
lich! Noch keiner hat, wie hier-
zulande üblich, Lafontaine mit 
Goebbels verglichen! Und für Gy-
si werden nicht mal im Internet 
Tiernamen bereitgestellt. Was 
ist denn mit den Deutschen los? 
Vielleicht liegt es daran, dass die 
beiden sogar schon an Stammti-
schen geliebt werden. Wenn ich 
im »Eisernen Anker« versacke, 
höre ich nur Gutes über das Duo. 
Einer brüllte neulich »Gysi könnt 
ich knutschen, wenn er sich nicht 
wehrt.« Der hatte schon ein paar 
Umdrehungen im Turm. Und: 
»Lieber vom Saarländer als vom 
Wessi besetzt!« Ein Totalausfall 
sind die Konservativen. Gibt es 
von der »Kanzlerin der Herzen« 
auch nur eine zitierwürdige Ge-
meinheit gegen Gy-La? Mit ihrer 
ewigen Überkonzentration, Brut-
to und Netto nicht zu verwech-
seln, steht sie den Bad Boys hilf-
los gegenüber. Tja, wenn General 
Schönbohm den Wahlkampf füh-
ren würde! Der hätte den verpro-
letarisierten Kolchosnik Gregor 
– den Melkerlümmel und Euter-
schwenker – sofort durchschaut 
und dafür gesorgt, dass des-
sen Blumenkästen kontrolliert 
werden. Die Last der Auseinan-

dersetzung trägt nun die Sozi-
aldemokratie allein. Mal nennt 
Schröder das Doppelpack »ver-
antwortungslose Gesellen« (die 
»vaterlandslosen Gesellen« hat 
er beim ollen Kaiser entlehnt, der 
sie gegen die Sozialdemokraten 
gebrauchte), oder er spricht süf-
fi sant von »fl üchtigem Personal«. 
Bei »Christiansen« sagte er »Gy-
si und der andere«. Kein Mann 
spricht den Namen der Ex gern 
aus – das gibt immer wieder ei-
nen Stich im Herzbeutel. Wenn 
Schröder mit der zweiköpfi gen 
Hydra ins Gericht geht, klingt es 
ein bisschen, als ob er von Max 
und Moritz redet. Schwerenöter 

und Übeltäter die beiden, wie es 
bei Wilhelm Busch heißt, aber 
beliebt bis an ihr Ende. Die Kon-
terpropaganda aus dem Willy-
Brandt-Haus ist im Rohr krepiert. 
Gysi und Lafontaine vorzuwer-
fen, sie hätten als Amtsinhaber 
kein Sitzfl eisch bewiesen, war 
im selben Moment lächerlich, als 
Schröder seinerseits »den Lafon-
taine« machte und dafür seine 
Fraktion und sogar den Bundes-
präsidenten als Geiseln nahm. 
Müntefering kommt neuerdings 
mit der Warnung, dass sich die 
beiden Galionsfi guren der Linken 
bestimmt nicht vertragen wer-
den. Aber gerade darauf sind wir 

ja gespannt! Natürlich sind das 
ganz üble Kerle. Oskar ist eitel 
und hinterhältig und mindestens 
der Jörg Haider, wenn nicht gar 
der Saddam Hussein der Bundes-
republik! Deshalb war er Ober-
bürgermeister, Ministerpräsident, 
Parteivorsitzender und Kanzler-
kandidat für die SPD. Was für 
ein Lump der ist, sieht man auch 
daran, dass er Personenschutz 
braucht. Und Gregor? Schwer 
zu fassen. Aber: Mehrere Ehen – 
kann man da nicht was machen? 
Schröder schweigt diesbezüg-
lich, und keiner weiß warum. Und 
der Knabe Wowereit? Den inter-
essiert das nicht die Bohne!

Max und Moritz, diese beiden Wahlinfo
Wahlbenachrichtigung

Die Wahlberechtigten müssen 
über ihre Eintragung in das Wäh-
lerverzeichnis spätestens bis 
zum 21. Tag vor der Wahl durch 
die Gemeinden benachrichtigt 
werden. Zur Stimmabgabe sollte 
die Wahlbenachrichtigung mit-
gebracht werden, es reicht aber 
auch der Personalausweis. 

Wen wähle ich mit der Erst- 
und wen mit der Zweitstimme?

Mit der Erststimme wählen Sie 
eine Person Ihres Wahlkrei-
ses. Nur die Person, die dort 
die meisten Stimmen erzielt, 
zieht als Direktkandidat/-in in 
den Deutschen Bundestag ein. 
Mit der Zweitstimme wählen 
Sie eine Partei. Nur wenn eine 
Partei mehr als fünf Prozent 
der Zweitstimmen erreicht, er-
hält sie im Deutschen Bundes-
tag den Fraktionsstatus. Wenn 
mindestens drei ihrer Direkt-
kandidaten/-innen erfolgreich 
sind, zieht sie als Gruppe in den 
Deutschen Bundestag ein.

Was ist, wenn ich nur eine 
Stimme vergebe? Ist die Wahl 
dann gültig? Welche Stimme 
ist die wichtigste?

Die Wahl ist auch gültig, wenn 
Sie nur eine Stimme vergeben. 
Die wichtigere Stimme ist die 
Zweitstimme. Sie entscheidet, 
mit wie viel Prozent eine Partei in 
den Bundestag einzieht und ist 
damit maßgebliche Stimme für 
die Sitzverteilung im Bundestag.

Briefwahl 

Wahlberechtigte können ihr 
Wahlrecht durch Briefwahl aus-
üben, wenn sie sich am Wahltag 
aus wichtigem Grunde, zu dem 
auch Urlaubsreisen gehören, au-
ßerhalb ihres Wahlbezirkes auf-
halten, ihre Wohnung in einen 
anderen Wahlbezirk verlegt ha-
ben und nicht in das Wählerver-
zeichnis des neuen Wahlbezirkes 
eingetragen worden sind, aus 
berufl ichen Gründen oder infolge 
Krankheit, hohen Alters, eines 
körperlichen Gebrechens oder 
sonst ihres körperlichen Zustan-
des wegen das Wahllokal nicht 
oder nur unter nicht zumutba-
ren Schwierigkeiten aufsuchen 
können. Für die Briefwahl ist ein 
entsprechender Antrag beim Ein-
wohnermeldeamt der jeweiligen 
Gemeinde zu stellen.
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Preisrätsel
1. Preis: 9-Tage Bus-Reise  für 
zwei Personen in die Schweiz, 
Mai 2006, gespendet von 
GIS-Reisen
2. Preis: 3-Tage-Reise für zwei 
Personen nach Dresden, Besuch 
der Semperoper, Ballett »Der 
Nussknacker«, und weiterer 
Sehenswürdigkeiten, November 
2005, gespendet von BTO-Reisen
3. Preis: Abendessen für zwei 
Personen mit Gregor Gysi
4. Preis: 2 Karten zum 
DFB-Pokalfi nale 2006, 
Olympiastadion Berlin
5. Preis: 1 Jahreskarte für den 
1. FFC Turbine Potsdam (Erste 
Frauenfußball-Bundesliga)
6. Preis: Besuch mit Petra 
Pau in den »Gärten der Welt« 
und im Deutschen Bundestag
7. Preis: 1 Jahreskarte zum 
Besuch des Berliner Tierparks, 
gespendet von Gesine Lötzsch
8. Preis: 1 Verwöhnwochen-
ende für 2 Personen im »Hotel 
Am Wald«, Elgersburg/Thüringen 
9. Preis: 1 Micro-Anlage 
»shimo« mit CD-Player

… und weitere Preise.

Lösungswort bitte bis zum 
30. September 2005 ausrei-
chend frankiert einsenden an:

Die Linke.PDS, WahlQuartier
Kleine Alexanderstraße 28
10178 Berlin

HOTEL Am Wald
98716 Elgersburg/Thüringer Wald
Telefon: 0 36 77/7 98 00

A N Z E I G E

Die Teilnahme ist für jedermann möglich, ausgenommen für Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Geschäftsstellen der Linkspartei 
und deren Angehörige. Bei der Auslosung der Gewinnerinnen und Gewinner sind der Rechtsweg und die Barauszahlung ausgeschlossen.
Die Gewinnerinnen und Gewinner werden direkt benachrichtigt. 




